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Sinkende Bewerberzahlen und  
zukünftig fehlender Polizeinachwuchs!? 
Inzwischen ein Problem in vielen Ländern …
Von Thorsten Grimm, stellvertretender Bundesvorsitzender

Die insgesamt rückläufigen Entwicklungen der Bewerberzahlen bei der Polizei müssen uns aufhorchen 
lassen und sind ein alarmierendes Zeichen für die Zukunft. Länderübergreifend ist dieses Phänomen zu 
beobachten, die Ursachen dafür sind vielschichtig. 

Die rosigen Zeiten, in denen 
man aus einer Fülle an Bewer-
ber(inne)n auswählen konnte, 
sind längst Geschichte. Wir 
müssen auch als Polizei gerade 
jetzt umso deutlicher feststel-
len, dass wir uns im direkten 
Konkurrenzkampf mit der frei-
en Wirtschaft befinden und 
hier zeichnet sich ein Szenario 
ab, dass wir dabei den Kürze-
ren ziehen könnten.

Eine der Ursachen lässt sich 
mit dem demografischen Wan-
del erklären, an dem auch die 
Polizei nicht vorbeikommt. 
Umso mehr ist jetzt eine gute, 
konsequente und effiziente 
Nachwuchswerbung gefragt, 
die auch zwingend die Fach-
kräfte miteinbeziehen muss. 
Auch die Coronapandemie hat-
te sicherlich ihren negativen 
Einfluss, denn Einstellungsbe-
ratungen bei der Polizei oder 
polizeiliche Präsenzen in den 
Schulen und Bildungseinrich-
tungen waren entweder gar 
nicht oder nur sehr einge-
schränkt möglich.  

Aber das kann unmöglich  
die alleinige Ursache sein. 
Möglicherweise gab es in 
verschiedenen Bereichen in 
den vergangenen Jahren auch 
schlichtweg Versäumnisse im 
Bereich der Nachwuchswer-
bung und -gewinnung, die es 
nun aufzuholen gilt. Im Sinne 
der Inneren Sicherheit kann 
und darf sich der Staat bei der 
Nachwuchsgewinnung keine 
Probleme und Nachlässigkei-

ten erlauben. Die Polizeien 
brauchen Auswahlmöglich
keiten, um das beste Personal 
auf die Straßen, in die Stäbe,  
in die Kriminalkommissariate 
oder polizeilichen Fachbereiche 
zu bringen. In manchen Berei-
chen befinden sich die Polizei-
en bereits in einer Situation, 
dass nach Einstellungstests 
und Auswahlverfahren gerade 
noch so jeder freie Platz an-
hand verbliebener Bewer-
ber(innen) besetzt werden 
kann, de facto dann aber  
keine Auswahl mehr besteht. 

Zu beobachten ist hier wohl 
auch eine Diskrepanz zwischen 
Polizeien mit zwei- oder drei-
geteilter Laufbahn. Demnach 
sind die Nachwuchsprobleme 
im mittleren Dienst offenkun-
dig größer, während sich die 
Bewerberlagen im gehobenen 

Dienst zwar als rückläufig, aber 
noch ausreichend darstellen. 
Womit das zusammenhängt, 
das könnte durchaus mal 
Grundlage für eine polizeiwis-
senschaftliche Erhebung sein 
und erscheint viel sinnvoller als 
so manche Studie, die sich mit 
angeblicher Polizeigewalt be-
schäftigt.

Eine der Hauptursachen liegt 
meiner Meinung nach aber 
auch in den politischen Ent-
wicklungen der letzten Jahre. 
Seit Jahren beobachten wir 
doch schon und betonen das 
als DPolG auch immer wieder, 
dass die Kolleg(inn)en der Poli-
zei die politischen und gesell-
schaftlichen Entwicklungen 
ausbaden müssen. Das zeigt 
sich nicht nur in den seit Jahren 
steigenden Zahlen im Bereich 
der Gewalt gegen Polizeibe-
amt(inn)e(n), sondern hat sich 
gerade in den letzten zwei Jah-
ren im Rahmen der unzähligen 
Coronaversammlungen, Quer-
denkerdemos und sonstigen 
Veranstaltungen potenziert, da 
hat sich eine Stimmung kontra 
Polizei entwickelt, weil die Poli-
zei nun mal für die Durchset-
zung der staatlichen Maßnah-
men zuständig ist, so aber zum 
staatlichen Sündenbock ge-
macht wurde.  

Insofern haben Querdenker, 
Coronaleugner und sonstige 

Polizeihasser auch über die 
sozialen Netzwerke wie Tele-
gram mit einem Teil ihrer perfi-
den Taktik Erfolg gehabt, denn 
die Attraktivität des Polizeibe-
rufs hat deutlich gelitten. Und 
das wirkt sich am Ende auch 
negativ auf Bewerberzahlen 
aus, zehrt aber vor allem auch 
an den Nerven des bestehen-
den Personalkörpers. Und da 
reichen dann ein paar gut ge-
meinte Worthülsen der Politik 
nicht aus.

Hier müssen der Staat und  
die Politik einfach mehr lie- 
fern, damit es am Ende über-
haupt bei den Bürger(inne)n 
ankommen kann und so die 
Attraktivität des Polizeiberufs 
auf allen Ebenen gesteigert 
wird.

Jedoch lassen Bundes- und  
so manche Länderregierung 
enorm daran zweifeln. Es darf 
nicht so weit kommen, dass 
politisch zugesagte Einstel-
lungszahlen nicht mehr ge
halten werden können, denn 
dann wird das polizeiliche 
Nachwuchsproblem ganz 
schnell zum innenpolitischen 
Problem. Es bleiben zwei Haupt-
fragen: Wie konnte es zu dieser 
Entwicklung kommen? Und 
wie kann man dieser Negativ-
spirale bei den Polizeibewer-
bungen sinnvoll und konse-
quent entgegenwirken?�

Wertschätzung und Anerkennung muss für die 
Kolleg(inn)en spürbar und greifbar sein.
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DPolG im Internet: www.dpolg.de
Ihre Meinung interessiert uns: dpolg@dbb.de
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G7-Gipfel in Elmau (Bayern)

Großeinsatz für die Polizei – 
DPolG mit Betreuungsteams 
vor Ort
Mit Beginn des Jahres hat Deutschland die Präsi-
dentschaft der G7 übernommen – und ist deshalb 
Gastgeber für das Gipfeltreffen der Staats- und 
Regierungschefs. Das G7-Gipfeltreffen findet vom 
26. bis 28. Juni wie 2015 auf Schloss Elmau in Bay-
ern statt.

Wie viele Polizeikräfte rund  
um den Tagungsort – Schloss 
Elmau – eingesetzt werden, 
steht noch nicht im Detail fest. 
2015 waren es zeitweise über 
18 000 Beamtinnen und Beam-
te, die im Rahmen des G7-Gip-
fels in Elmau und Umgebung 
im Dienst waren. 

Mögliche Demonstrationen 
werden in das Sicherheits
konzept miteinbezogen. Beim 
Gipfel 2015 gab es zahlreiche 
Proteste. 3 600 Gegner des G7-
Treffens zogen damals am Gip-
fel-Samstag durch Garmisch-
Partenkirchen. Auch in diesem 
Jahr wird mit Demonstratio-
nen gerechnet. Eine Großde-
monstration wird unter ande-
rem in München am 25. Juni 
erwartet.

Das Bayerische Innenministerium 
erklärte vorab, die Sicherheitsbe
hörden hätten Mobilisierungs-

versuche der „gewaltbereiten 
und sicherheitsgefährdenden, 
demokratiefeindlichen Bestre-
bungen“ detailliert im Blick. 

Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft wird mit mehreren 
Einsatzteams vor Ort sein  
und die Polizeikräfte betreuen. 
Die Teams kommen von der 
Bundespolizeigewerkschaft 
sowie unter anderem aus den 
Landesverbänden Bayern, Ba-
den-Württemberg, Hamburg, 
Rheinland-Pfalz, Hessen, Meck-
lenburg-Vorpommern …

DPolG-Bundesvorsitzender 
Rainer Wendt: „Wir sind mit 
unseren Kolleginnen und Kolle-
gen vor Ort und stehen jeder-
zeit für Fragen und Auskünfte 
zur Verfügung.“

Die DPolG-Hotline ist während 
des G7-Gipfels geschaltet: 
0800.0037654�
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Gespräch zwischen IMK-Vorsitzendem und DPolG-Bundesleitung

G7-Gipfel: souveräne Einsatzvorbereitung
Zu einem Gespräch über die anstehenden 
Herausforderungen für die Polizei und die Sicher
heitsbehörden in Deutschland traf sich Joachim 
Herrmann, bayerischer Staatsminister des Innern, 
mit der DPolG-Bundesleitung im Rahmen des 
Europäischen Polizeikongresses in Berlin.

Herrmann, der derzeit den 
Vorsitz der Innenministerkon-
ferenz (IMK) innehat, skizzierte 
die Herausforderungen, die sich 
für die Polizei von Bund und 
Ländern beim anstehenden 
Großeinsatz beim G7-Gipfel  
in Elmau Ende Juni stellen. Er 
betonte, dass die Sicherheits-
behörden schon 2015 diesen 
weltweit beachteten Gipfel 
hervorragend begleitet hätten. 

	< G7-Gipfel: Personalräte 
frühzeitig einbezogen

Positiv hervorzuheben ist in 
diesem Zusammenhang, dass 
die Personalräte in die Einsatz-
vorbereitungen frühzeitig ein-
bezogen werden. Ein Vor-Ort-
Treffen der HPR-Vorsitzenden 
ist bereits anberaumt. 

Die DPolG wird mit mehreren 
Einsatzteams vor Ort sein und 
die rund 18 000 eingesetzten 
Kolleginnen und Kollegen ge-
werkschaftlich betreuen. 

Weitere Gesprächsthemen wa-
ren der Vorsitz von Bayern in 

der IMK und die damit ver
bundenen Zielsetzungen. 
Herrmann sagte zu, das The- 
ma Ruhegehaltfähigkeit der 
Polizeizulage erneut aufzu
greifen und zunächst im Ge-
spräch mit den Unionsländern 
erörtern zu wollen. Nachdem 
Bayern die Ruhegehaltfähig-
keit nie abgeschafft, NRW und 
Sachsen sie bereits wiederher-
gestellt haben und nunmehr 

auch beim Bund die Bereit-
schaft zur Wiedereinführung 
besteht, kommt erneut Bewe-
gung in die Diskussion über 
eine langjährige Forderung  
der DPolG. 

	< „Rechtsextremismus  
im öffentlichen Dienst 
kein Massenphänomen“

Des Weiteren stand die kriti-
sche Beurteilung der innen
politischen Akzente der Ampel-
regierung auf der Tagesordnung. 
Dass jede Art von Extremismus 
im öffentlichen Dienst unter-
bunden werden muss, ist 
parteiübergreifend Konsens. 

Dass aber sozialdemokratisch 
geführte Regierungen die Ein-
setzung von (Bundes-)Polizei-
beauftragten quasi als Ermitt-
lungsbehörden vorantreiben, 
stößt nicht nur bei Polizei
gewerkschaften auf Unver
ständnis.

Ebenso kritisch werden zuwei-
len aus den Reihen der SPD ge-
äußerte Ideen zur „Stärkung“ 
von EUROPOL gesehen. Herr-
mann und die Bundesleitung 
sind sich darin einig, dass zwar 
über verstärkte Vermittlungs-
aufgaben, etwa im Hinblick 
auf Verbindungsbeamte, nach-
gedacht werden kann. In die 
Landeskompetenzen eingrei-
fende Exekutivbefugnisse der 
europäischen Polizeibehörde 
werden die Mitgliedstaaten 
hingegen sicher nicht zulassen.

	< Reduzierung der 
Einsatzbelastung bei 
Hochrisikospielen

Schließlich bestand Einigkeit 
darin, dass die Einsatzbelas-
tung der Polizei bei kommer
ziellen Großveranstaltungen, 
insbesondere bei risikobehaf-
teten Fußballspielen, reduziert 
werden muss. Den von der 
DPolG vorgeschlagenen, von 
Bremen mittlerweile einge-
schlagenen und vom BVerwG 
für zulässig erachteten Weg 
der Kostenbeteiligung der DFL 
in Form eines Gebührenbe-
scheides will Bayern zwar 
(noch) nicht mitgehen. Eine 
„Verbannung“ von Zuschauern 
infolge von Ausschreitungen 
gewaltbereiter Fußballfans 
kann man sich aber auch im 
Freistaat durchaus vorstellen.�

	< Gang über  
den Polizei-
kongress – 
Innenminister 
Joachim Herr-
mann (Mitte), 
Bundesvorsit-
zender Rainer 
Wendt (rechts) 
und sein 
Stellvertreter 
Ralf Kusterer  
(links)

	< Intensiver Austausch über den G7-Gipfel und weitere aktuelle sicherheits-
politische Themen

	< Die DPolG-Bundesleitung, Bundesgeschäftsführer Sven-Erik Wecker 
(rechts) und der bayerische Innenminister sowie derzeitige Vorsitzende 
der IMK, Joachim Herrmann (Mitte)
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25. Europäischer Polizeikongress

Ausstattung, Digitalisierung, 
Führungskultur
Zum ersten Mal am neuen Ort präsentierte sich die Jubiläumsmesse des Europäischen Polizeikongresses – 
im Hub 27 auf dem Berliner Messegelände. Der Veranstalter Behörden Spiegel hatte damit die 1 500 
Teilnehmenden an eine deutlich größere Location geladen als in den Jahren zuvor. Aussteller wie Rhein-
metall konnten ihr gepanzertes Polizeifahrzeug Survivor erstmalig in der Messehalle präsentieren.

Unter dem Motto „Wandel – Risiko oder Chance? Europa, Gesellschaft, Klima, Technologie“ befassten 
sich die Vertreterinnen und Vertreter von Sicherheitsbehörden, Verbänden, Firmen und Politik mit den 
Folgen von Krieg in Europa und der Coronakrise sowie den Herausforderungen durch Terrorgefahr, 
Cyberangriffen und Gewalt gegen Polizeikräfte.

Polizeiausrüstung – robust und sicher
Über die erforderliche Aus-
stattung der Polizei referier- 
te DPolG-Bundesvorsitzen- 
der Rainer Wendt unter  
der Moderation von Oliver 
Hoffmann, Präsident der  
IPA in Deutschland. David 
Müller stellte für Panasonic 
Europe die technischen Pro-
dukte seines Unternehmens 
für die Polizei vor.

Wendt wandte sich zunächst 
dem Thema „Elektroimpulsge-
rät“ zu, das immer wieder in 
die Diskussion gerät. Als Hilfs-
mittel der körperlichen Gewalt 
ermöglicht es der Polizei, Täter 
durch das Setzen von Elektro-
stößen kurzzeitig bewegungs-
unfähig zu machen, um sie 
dann fixieren zu können. Ist 
eine Festnahme jedoch mit ein-

facher körperlicher Gewalt 
möglich, so ist der Einsatz von 
Hilfsmitteln nicht mehr zuläs-
sig. Die Bilder legitimer körper-
licher Gewalt durch Einsatz-
kräfte mögen in manchen 
Fällen verstörend wirken –  
im Zeitalter des Smartphones 
tauchen Bilder und Videos von 
Polizeieinsätzen in einer unge-
ahnten Flut auf. Jedoch müssen 

solche Videos immer eingeord-
net, überprüft und der Vorgang 
von der zuständigen Justiz un-
abhängig untersucht werden, 
so Wendt. Erst dann kann ein 
abschließendes Urteil gefällt 
werden. Leider reagieren man-
che Medien vorschnell und 
sprechen von rechtswidriger 
Polizeigewalt, obwohl der Sach-
verhalt noch ungeklärt ist. 

	< Zahlreiche Gespräche am Stand der DPolG – wie hier mit 
Bundespolizisten – prägten den Polizeikongress.
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Wenn das Verfahren später ein-
gestellt wird oder es zu keiner 
Verurteilung kommt, ist das In-
teresse der Medien häufig 
schon erloschen.

Der Einsatz von Bodycams kann 
für Einsatzkräfte entlastend 
sein. Aber auch hier gelten 
strenge Voraussetzungen. Die 
Entscheidung über das Einschal-

ten zu treffen, ist nicht leicht, 
denn Einsatzlagen gestalten 
sich in der Regel dynamisch. Es 
wäre wünschenswert, die Hür-
den für den Einsatz der Körper-
kameras wäre nicht so hoch 
und der Datenschutz würde  
ihn auch dort erlauben, wo er 
besonders notwendig wäre, 
sprich bei häuslicher Gewalt.  
Im Übrigen: Fast vier Fünftel 
der Angriffe auf Polizistinnen 
und Polizisten erfolgen nicht 
bei Großeinsätzen, sondern im 
täglichen Streifendienst – bei 

der Unfallaufnahme oder der 
Personenkontrolle. Dann zü-
cken Täter Messer, Flaschen-
scherben oder einen Knüppel.

Die Frage bleibt, warum viele 
Kolleginnen und Kollegen die 
Bodycam nicht einschalten. Eine 
Vermutung: Die Hemmschwelle 
ist hoch, denn noch nie ist je-
mand dafür belangt worden, 
wenn das Gerät nicht einge-
schaltet wurde. Wird es jedoch 
zu früh eingeschaltet, kann dies 
Konsequenzen nach sich ziehen.�

Allein durch das Einschalten der Warnfunktion bei  
einem Elektroimpulsgerät unterbleiben 70 Prozent  

der Attacken auf Einsatzkräfte.  
Rainer Wendt

	< Bundesvorsitzender Rainer Wendt plädierte für eine moderne Ausstat-
tung der Polizei.

▶
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Frauen in der Polizei
Gab es vor 20, 30 Jahren kaum 
Frauen in der Polizei, so ist der 
Anteil der Frauen mittlerweile 
auf fast 30 Prozent gestiegen. 
Damit gibt es noch Luft nach 
oben. Wie Frauen für die Poli-
zei gewonnen werden können, 
welche Möglichkeiten und Auf-
stiegschancen sie haben und 
wie die Zusammenarbeit mit 
den männlichen Kollegen läuft, 
das beleuchtete das Forum 
„Frauen in der Polizei“. Sabine 
Schumann, stellvertretende 
DPolG-Bundesvorsitzende, dis-
kutierte unter der Moderation 
von Eva-Charlotte Proll (Behör-
den Spiegel) mit der Polizeiprä-
sidentin von Gelsenkirchen, 
Britta Zur, und der Präsidentin 
der Hochschule der Polizei 
Brandenburg, Prof. Dr. Heike 
Wagner.

Wir sind offen für alle in der 
Polizei, so laute das Motto. Das 
Denken in Kategorien männ-
lich/weiblich helfe oft nicht 
weiter, so Heike Wagner auf 
die Frage nach einer feminis
tischen Polizeipolitik.

Grundsätzlich muss der 
Ansatz sein: Wie kann der 

Polizeiberuf gestaltet 
werden, dass jede und jeder 

am Ball bleibt und über  
die verschiedenen Lebens-

phasen mitgenommen 
werden kann?  
Heike Wagner

Nach eigenen persönlichen 
Erfahrungen gefragt, erzählte 
Britta Zur von Aussagen ihr ge-
genüber: Sie sind Polizeipräsi-
dentin? So sehen doch Polizei-
präsidenten nicht aus. Sie habe 
beim Start als Polizeipräsiden-
tin das Gefühl gehabt, sie be-
ginne bei minus 100. Das sich 
zwei- oder dreimal stärker be-
weisen zu müssen als ihre 
männlichen Kollegen, sei aus-
geprägt gewesen. Fragen nach 
der persönlichen Situation in 
Interviews spielten leider 
manchmal eine größere Rolle 

als die Fragen nach fachlichen 
Themen.

Es darf keine Rolle mehr 
spielen, ob ich eine  

Frau oder ein Mann bin  
als Polizeipräsident(in). 
Entscheidend ist, was  

will ich inhaltlich.  
Britta Zur

In ihrem eigenen Polizeipräsidi-
um mit 1 700 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern hat Britta  
Zur ein Umdenken eingeleitet. 
Es war ein weiter Weg, aber  
es wurde einiges erreicht. So 
pflegt sie einen Führungsstil 
der Nahbarkeit. „Führen vom 
Schreibtisch aus ist nicht mei-
ne Sache.“

Junge Frauen in der Polizei 
brauchen Vorbilder, so Sabine 
Schumann. Zu Beginn ihrer 
Laufbahn habe sie öfter mal 
gehört, sie solle überlegen, ob 
sie Mutter oder Polizistin sein 
will. Schichtdienst gewohnt 
und mit viel Organisations
talent bewies sie, wie es geht. 
Jungen Kolleginnen heute  
sagt sie, Probleme können sich 
lösen lassen – wichtig sei das 
lösungsorientierte Denken. 
Aufgeben ist keine Alternative.

Regularien und Gesetze  
für familienfreundliches 
Arbeiten gibt es bereits;  

es muss aber in den  
Köpfen ankommen. 

 Sabine Schumann

Wichtig für Frauen ist, gut pla-
nen zu können. Es ist möglich, 
Dienstpläne längerfristig auf-
zustellen, um familienfreundli-
ches Arbeiten zu ermöglichen. 
Die Führungskraft muss es nur 
wollen.

Ein Umdenken sollte auch 
grundsätzlich zwischen Män-
nern und Frauen stattfinden, 
waren sich die drei auf dem 
Podium einig. Noch immer ge-
hen viel mehr Frauen in Teilzeit 
als Männer. Die Frage muss 
deshalb lauten: Warum und 
wie kann es geändert werden? 
Entscheidend an dieser Stelle 
ist der oder die Vorgesetzte: 
Teilzeit bedeutet eben nicht 
Teilleistung. Auch das muss in 
den Köpfen aller ankommen.

Erweitert um Einwürfe aus 
dem Publikum ergaben sich 
weitere interessante Einblicke. 
Schaut man sich an, welche Be-
reiche in der Polizei mit Frauen 
besetzt sind, sind das häufig 
Ausbildung, Personal und Öf-
fentlichkeitsarbeit. Bei strate-

gischen Machtentscheidungen 
kommen sie weniger vor.

Parität, die oft gefordert 
wird, heißt nicht automa-
tisch Gleichberechtigung.  

Publikumsstimme

Dass eine Veränderung im Ver-
hältnis von Männern und Frau-
en läuft, zeigt die Tatsache, 
dass immer mehr Männer, die 
Vater werden, selbstverständli-
cher heute in Elternzeit gehen. 
Modelle, dass sich zwei Teil-
zeitkräfte eine Stelle teilen 
oder Time-Sharing-Möglich
keiten, beweisen laut Britta 
Zur, das flexibles Arbeiten 
zukunftsweisend ist.

Ein Kollege aus Baden-Würt-
temberg, Führungskraft, schil-
derte seine Erfahrungen von 
Beurteilungsgesprächen und 
Beförderungen. Dabei wurde 
ihm über die Jahre deutlich, 
dass Männer in der Regel viel 
stärker auf den eigenen Karr
iereweg schauen und darauf, 

	< Prof. Dr. Heike Wagner, Präsidentin der Hochschule der Polizei Branden-
burg, Sabine Schumann, stellvertretende DPolG-Bundesvorsitzende, 
Britta Zur, Polizeipräsidentin von Gelsenkirchen (von links)

	< Das Fachforum war gut besucht – auch von männlichen Kollegen.
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welches ihre eigenen Zielset-
zungen sind. Frauen neigen 
eher dazu, ihr familiäres Um-
feld und die Kolleginnen und 

Kollegen in ihr Denken und 
ihre Entscheidungen miteinzu-
beziehen. Sich davon auch mal 
frei zu machen und die Frauen 

dahingehend zu ermutigen, an 
ihre individuellen Ziele zu den-
ken, habe er als Führungskraft 
sich deshalb auf die Fahnen 

geschrieben. Der Weg ist  
noch lang, aber die Richtung 
stimmt – so das Fazit des 
Forums.�

	< Marco Schäler, Geschäftsführer der DPolG Kommission Verkehr, referierte 
über die neuesten Entwicklungen bei der Verkehrsüberwachung.

Sicherheit auf Europas Straßen
Wie gelingt es, die Verkehrs
sicherheit auf Europas Straßen 
zu erhöhen? Die Zahl der Ver-
kehrstoten und -verletzten sig-
nifikant zu senken? Über diese 
Fragen diskutierte das Fachfo-
rum „Sicherheit auf Europas 
Straßen“. Jeder fünfte Todes- 
fall in Europa ist auf einen Ver-
kehrsunfall zurückzuführen. 
Die Hauptursache für Unfälle 
liegt an überhöhter Geschwin-
digkeit. So die nüchternen Fak-
ten. Würde man die Durch-
schnittsgeschwindigkeit in der 
EU nur um einen Kilometer pro 
Stunde senken, so könnten 
2 100 Menschenleben gerettet 
werden. Diese beeindruckende 
Zahl präsentierte Gerhard 
Schaub von der Ekin Swiss AG, 
einem Sicherheitsdienst, der 
mit Überwachungs- und Alarm-
systemen arbeitet. Schaub trug 
weitere interessante Zahlen 
vor. So sind in 14 Prozent der 
Unfälle Lastwagen involviert, 
in zwei Prozent Busse. Zu dich-
tes Auffahren ist für jeden 
achten Unfall ursächlich.

Um die Folgen schwerer Unfäl-
le zu vermeiden oder abzumil-
dern, kann der Fahrzeugführer 
selbst einiges beitragen. Den 
Sicherheitsgurt anzulegen, re-
duziert tödliche oder schwere 
Verletzungen um 60 Prozent. 
Auch wer sein Mobiltelefon 
während der Fahrt ignoriert, 
kann damit sein Leben mögli-
cherweise retten. Schätzungen 
besagen, dass allein 2 600 Ver-
kehrstote in der EU allein auf 
die Ablenkung durch Smart-
phones zurückzuführen sind.

Mathias Fahning von der 
schwedischen Firma Hexagon, 
die führend bei Software-, 
Sensor- und autonomen tech-
nischen Lösungen ist, stellte 
Sensoriklösungen für Unfall

ortaufnahmen vor. Aber auch 
grundsätzlich lassen sich be-
stimmte Örtlichkeiten wie 
Kreuzungen oder Flughäfen 
überwachen. Hochsensible Ka-
meras liefern Bilder, der Bedie-
ner kann sie sich im 3-D-For-
mat anzeigen lassen. Damit 
lassen sich Auffälligkeiten, wie 
zum Beispiel verdächtige Ge-
päckstücke, schnell entdecken.

	< Section Control, Handy- 
und Gurtverstöße, 
Weigh In Motion

Über polizeiliche Möglichkei-
ten der Verkehrsüberwachung 
sowie über neueste Entwick-
lungen bei der Verkehrssicher-
heit referierte Marco Schäler, 
Geschäftsführer der DPolG 
Kommission Verkehr. Da die 
Hauptursache für Unfälle bei 
überhöhter Geschwindigkeit 
liegt, muss hier der Hebel zur 
Senkung der Unfallzahlen an-
setzen, so Marco Schäler. Ein 
Instrument, das in Niedersach-
sen im Probebetrieb angelau-
fen war und zwischenzeitlich 
in den Regelbetrieb überführt 
wurde, ist die Abschnittskon
trolle oder Section Control. Da-

bei wird auf der Straße nicht 
an einem bestimmten Punkt, 
sondern über eine längere 
Strecke die Durchschnittsge-
schwindigkeit gemessen. Die 
Einsatzmöglichkeiten sind viel-
fältig: auf Schnellstraßen, in 
Tunneln oder an Baustellen. 
Eine präzise Zuordnung von 
Fahrzeugen, auch wenn sie 
überholen oder bei Parallel-
fahrten, ist möglich.

Die Section Control bietet 
mehrere Vorteile, so Schäler. 
Ein plötzliches Abbremsen  
des Fahrzeugs wird vermieden, 
da es keinen Blitzer gibt. Die 
Art der Kontrolle ist gerechter, 
da nur die durchschnittliche 
Geschwindigkeit erfasst wird. 
Unfallbelastete Strecken wer-
den mittels Abschnittskontrol-
le dauerhaft und nachhaltig 
entschärft. Die Gefahr von 
Staus wird minimiert, da der 
Verkehrsfluss harmonischer 
verläuft.

Für Gurt- und Handyverstöße 
stehen Firmen in den Startlö-
chern, die technische Überwa-
chungs- und Kontrolltechnik 
anbieten. In diesem Zusam-

menhang wird aktuell ein 
deutschlandweit einzigartiges 
Pilotprojekt in Rheinland-Pfalz 
durchgeführt, das sich der au-
tomatisierten Überwachung 
von Handyverstößen widmet. 
Ablenkungsverstöße registriert 
die Polizei immer häufiger, so 
der DPolG-Verkehrsexperte. 
Das Problem ist jedoch die 
Nachweisbarkeit. Hinzu kom-
men rechtliche Hürden. Ein 
Handy in der Hand zu halten, 
ist noch kein Verstoß. Der wird 
es erst bei der Nutzung des 
Mobiltelefons.

Gurtverstöße sind eindeutiger 
handhabbar. Ist auf einem 
Überwachungsfoto zu erken-
nen, dass jemand keinen Gurt 
angelegt hat, kann der Richter 
dies unzweifelhaft als Verstoß 
werten.

Ein weiterer Weg, um Ver
kehrssicherheit zu erhöhen, 
bezieht sich auf die Sicherheit 
von Lkws. Das Prinzip Weigh  
In Motion misst dabei die Ge-
samtachslastverteilung wäh-
rend der Fahrt. Lastkraftwagen 
können bei Überladung oder 
falscher Beladung ein erhebli-
ches Verkehrsrisiko darstellen. 
Weigh In Motion ermöglicht 
es, automatisiert mittels Sen-
soren die Achslast zu messen. 
Die Polizei kann bei Verdacht 
den Lkw herauswinken und 
manuell nachmessen.

Fazit: Die automatisierte Ver-
kehrsüberwachung fungiert  
als sinnvolle Ergänzung zur her-
kömmlichen Verkehrsüberwa-
chung. Die Kontrolldichte und 
Entdeckungswahrscheinlichkeit 
wird erhöht. Die Verkehrsteil-
nehmenden halten sich ver-
stärkt an die Verkehrsregeln 
und personelle Ressourcen bei 
der Polizei werden geschont.�
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Die Zentrale Ansprechstelle Cybercrime (ZAC)  
ist erste Anlaufstelle bei Cyberangriffen

No Back-up – no Mitleid!
Schaut man in die Polizeiliche Kriminalstatistik 2021, so nehmen Cyber-
attacken drastisch zu. Kriminalität verlagert sich zunehmend von der 
Offline- in die Online-Welt. Die Polizei registrierte bundesweit 146 363 
Delikte – ein Anstieg um zwölf Prozent gegenüber dem Vorjahr. Vor al-
lem Angriffe durch Ransomware und DDoS-Attacken haben zugenom-
men. Betroffen waren unter anderem IT-Dienstleister für Banken – Web-
seiten, Onlinebanking und weitere Dienste waren zeitweise lahmgelegt.

Die Aufklärungsquote liegt  
mit 29 Prozent auf niedrigem 
Niveau. Viele Unternehmen 
befürchten einen Reputations-
verlust, wenn erfolgreiche 
Cyberangriffe öffentlich 
werden. 

In den einzelnen Bundeslän-
dern gibt es bei der Polizei 
jeweils Ansprechstellen für 
Cybercrime-Straftaten. Hier be-
arbeiten speziell ausgebildete 
Polizeivollzugsbeamte gemein-
sam mit IT-Spezialisten heraus-
ragende Fälle von Cybercrime. 
In Berlin ist dies die Zentrale 
Ansprechstelle Cybercrime für 
die Wirtschaft im LKA. 

Der POLIZEISPIEGEL sprach 
über die Bekämpfung von 
Cyberangriffen mit Kriminal-
hauptkommissar Olaf Borries 
von der Zentralen Ansprech-
stelle in Berlin. 
 
Herr Borries, Sie arbeiten bei 
der ZAC – der Zentralen An-
sprechstelle Cybercrime für  
die Wirtschaft. Was macht 
diese Ansprechstelle genau?

Laut Definition der ZACs sind 
diese miteinander vernetzte, 
polizeiliche Kontaktstellen des 
Bundes und der Länder, die 
speziell für Unternehmen 
sowie öffentliche und nicht 
öffentliche Institutionen ein
gerichtet worden sind, um als 

kompetenter Ansprechpartner 
IT-Sicherheitsvorfälle aus die-
sen Bereichen entgegenzuneh-
men und zeitnah Erstmaß
nahmen mit anschließender 
Zuweisung an die zuständigen 
Ermittlungsstellen zu veranlas-
sen. Darüber hinaus werden 
sie bei der Klärung von IT-Si-
cherheitsfragen beratend und 
präventiv tätig. 

Des Weiteren initiieren, koor-
dinieren und beteiligen sich 
ZAC-Dienststellen an vielfälti-
gen Cybercrime-Kooperatio-
nen mit anderen Sicherheits-
behörden, Institutionen der 
Wirtschaft und des Finanzwe-
sens, der IT-Branche, der Wis-
senschaft und Forschung auf 
Bund-, Länder- sowie interna
tionaler Ebene.

In den letzten Jahren hat die 
Cyberkriminalität erheblich 
zugenommen. Welche Berei-
che betrifft das besonders?

Vor allem KMUs – also kleinere 
und mittlere Unternehmen so-
wie Privatpersonen. Große Fir-
men haben in aller Regel eige-
ne IT-Abteilungen und sind 
erfahrungsgemäß besser auf-
gestellt und geschützt. Häufig 
gehen KMUs und Privatanwen-
der davon aus, dass sie für Tä-
ter nicht interessant seien oder 
keine für Täter „wertvollen“ 
Daten haben – dies ist so nicht 

ganz richtig. Der Wert der Da-
ten bemisst sich nicht unbe-
dingt an den Verwendungs-
möglichkeiten und somit dem 
„Wert“ für die Täter, sondern 
eher an dem Schaden für den 
Betroffenen, wenn die Daten 
verschlüsselt und somit nicht 
mehr verfügbar sind oder ver-
öffentlicht werden. Gezielte 
Angriffe werden in aller Regel 
nicht Bürger oder „uninteres-
sante“ KMUs betreffen, aber 
die Vielzahl der beobachteten 
Angriffe ist breit gefächert 
oder gestreut – und wie oft 
bekommt man Spam- oder 
Phishingmails auch auf priva-
ten E-Mail-Accounts. In großen 
Firmen werden solche E-Mails 
sehr oft von der IT-Abteilung 
herausgefiltert.

Ein Einfallstor für Cyberkrimi-
nelle bietet der leider häufig 

vorkommende sorglose Um-
gang von Nutzern mit Daten … 

Das ist leider richtig. Viele ma-
chen es auch den Tätern sehr 
einfach, indem sie zu viele sen-
sible Informationen zum Bei-
spiel in sozialen Medien von 
sich preisgeben, die durch Tä-
ter dann ausgenutzt werden 
können. Das „Posten“ seiner 
Urlaubsabwesenheit in einem 
sozialen Medium wird schnell 
zur „Einladung“ an Einbrecher, 
da an anderer Stelle die An-
schrift zum Beispiel durch 
Fotos beziehungsweise deren 
Metadaten (Exif) erkennbar ist. 
Nach meiner Meinung super 
gelungen war der Beitrag der 
Kollegen von der Polizei Hagen, 
Nordrhein-Westfalen, zu die-
sem Thema vom 25. Juni 2015 
auf Facebook mit dem Bild des 
Einbrechers und dem Spruch 
„Ich möchte mich bei allen be-
danken, die auf Facebook pos-
ten, wann sie im Urlaub sind. 
Wegen der hohen Arbeitsbe-
lastung wird es mir nicht mög-
lich sein, jeden persönlich zu 
besuchen!“ (https://www.
facebook.com/Polizei.NRW.HA/
photos/den-dank-und-den-
hinweis/439893356182974/) 
– genial, da es bereits mehr als 
sechs Millionen Aufrufe gab!

Bei Firmen beobachten wir 
auch, dass auf den Webseiten 
in der Rubrik „Erreichbarkei-

	< Kriminalhauptkommissar Olaf 
Borries von der ZAC Berlin

©
 W

ei
ss

bl
ic

k/
st

oc
k.

ad
ob

e.
co

m

©
 P

ol
iz

ei
 B

er
lin

> Polizeispiegel  |  Juni 2022

10

Be
ru

fs
po

lit
ik

DPolG – Deutsche Polizeigewerkschaft



ten“ oder „unser Team“ neben 
dem Namen und einer E-Mail-
Adresse häufig noch die per-
sönliche E-Mail-Adresse, der 
vollständige Name mit Vorna-
me(n) sowie direkter Telefon-
nummer und Funktion im Un-
ternehmen zu finden sind. Es 
gibt Dienstleister, die solche 
Informationen regelmäßig 
einsammeln, auswerten und 
gegen Geld dann anderen Inte-
ressenten zur Verfügung stel-
len – und Täter, die diese In
formationen gezielt für ihre 
Taten nutzen; zum Beispiel  
bei CEO-Fraud oder auch 
Chef-Maschen-Betrug.

Ein Stichwort in dem Zusam-
menhang lautet „Datenspar-
samkeit“. Was genau verbirgt 
sich dahinter?

Je weniger von meinen sensib-
len Daten im Computer und 
somit über das Internet er-
reichbar oder direkt auf Web-
seiten sind, desto mehr Sicher-
heit habe ich, dass diese Daten 
nicht in die falschen Hände ge-
raten können – kurz zusam-
mengefasst: Weniger ist mehr. 

Was raten Sie, wie sollte man 
zum Beispiel Passwörter anle-
gen und verwalten?

Zunächst zur Passwortsicher-
heit – hier sollte man sich an 
die gängigen Ratschläge zur 
Erstellung und Verwendung 
von Passwörtern halten, also 
keine Namen oder Wörter aus 
Wörterbüchern verwenden, 
sondern eine Kombination aus 
Groß- und Kleinbuchstaben, 
Ziffern und Sonderzeichen 
(Vorsicht bei sprachtypischen 
Sonderzeichen – man könnte 
bei der Notwendigkeit der Ein-
gabe im Ausland sonst eventu-
ell in Schwierigkeiten geraten) 
und generell jeweils ein Pass-
wort für jeden Account. 

Man könnte sich ein Passwort 
wie folgt zusammen„bauen“: 

<individuelles Datum>?< 
einfach zu merkender  
PW-Teil>?<web>?<weiteres  
individuelles Datum> 

Die Fragezeichen sind hier mei-
ne Trennzeichen, <web> steht 
für die Website, für welche ich 
das Passwort gerade erstelle, 
<individuelles Datum> können 
beliebige Daten sein, zum Bei-
spiel der Hochzeitstag oder ein 
Geburtstag, <einfach zu mer-
kender PW-Teil> dürfte hier so-
gar ein Name sein. Prüfen kann 
man die Stärke seines Passwor-
tes zum Beispiel auf der Seite 
https://wiesicheristmeinpass-
wort.de/. Ein nach obigem Bei-
spiel erzeugtes Passwort zu 
„knacken“ dauert mit einem 
normalen PC mehrere Jahr
hunderte. 

Siehe Antwort zu Frage 4 – 
wenn ich über die sozialen 
Medien bereits viel über mich 
veröffentlicht habe und mein 
System der Passworterzeugung 
dem Täter bekannt ist, dann 
wird es logischerweise für ihn 
deutlich leichter, auch mein 
kompliziertes Passwort oder zu-
mindest Teile davon zu erraten. 

Falls man sich nicht jedes Pass-
wort merken kann oder jedes 
Mal eingeben möchte, sollte 
man entweder einen digitalen 
Passwortmanager – aber auch 
bei denen gibt es große Kon-
zeptions- und Qualitätsunter-
schiede – oder schlicht analog 
Stift und Zettel verwenden, 
den man dann jedoch sicher 
verwahren sollte. Ich persön-
lich nutze eine Kombination 
von analoger und digitaler 
Passwortverwaltung. 

Besonders der E-Mail-Account 
verdient besondere Aufmerk-
samkeit und ein sehr sicheres 
Passwort, da diese E-Mail-Ad-
resse bereits ein wesentlicher 
Bestandteil der Zugangsinfor-
mationen bei jeder Anmeldung 
neben dem individuellen Pass-
wort ist. Habe ich als Täter die 
Kontrolle über den E-Mail-Ac-
count, kann ich mir bei fast al-
len anderen Accounts mittels 
„Passwort vergessen“-Funk
tion ein neues Passwort zu
schicken lassen. 

Einige große Firmen wie 
Google und Apple arbeiten 

derzeit gemeinsam intensiv an 
einem neuen System, welches 
die Passwörter ablösen soll  
(Fido-Sign-in: https://t3n.de/
news/fido-sign-in-allianz-
google-apple-mirosoft-ende-
passwoerter-1470625/). 

Wie wird im Polizeibereich 
selbst für die Gefahren durch 
Cyberangriffe sensibilisiert? 
Gibt es Informationsangebote 
oder Schulungen? 

Da gibt es in Berlin derzeit 
zahlreiche Informationsange-
bote – von Informationsver
anstaltungen, Flyern und Bro-
schüren, in der Ausbildung 
bereits werden Grundlagen  
der IT, auch im Hinblick auf die 
Cybersicherheit, und nicht nur 
eine Anwenderschulung für 
Officeprogramme unterrichtet. 
Es gibt anlassbezogene Infor-
mationen durch unsere Infor-
mationssicherheitsbeauftrag-
ten; aktuelle Warnmeldungen 
auf den internen Kanälen sind 
Bestandteile der innerbehörd
lichen Sensibilisierung. 

Grundsätzlich sollte Prävention 
in diesem Bereich „regelmäßig 
unregelmäßig und kreativ“ er-
folgen – die alle drei Wochen 
wiederkehrende gleichlauten-
de E-Mail zum Thema „Pass-
wortsicherheit“ oder „Gefah-
ren von Links oder Anhängen 
bei E-Mails“ wird spätestens 
nach der zweiten zukünftig 
ungesehen gelöscht. 

Neben der Sensibilisierung ist 
es jedoch auch wichtig, zu wis-
sen, was man im Falle des Fal-
les tun sollte, wer zu informie-
ren ist. Die Erreichbarkeiten 
sollten dringend außerhalb des 
Computersystems auffindbar 
sein, da dieses dann in aller Re-
gel nicht mehr funktioniert. 

Es gibt in jedem Bundesland 
eine Ansprechstelle für Cyber-
crime. Wie funktioniert die Zu-
sammenarbeit zwischen Ihnen 
und anderen Bundesländern? 

Nach meinem Empfinden sehr 
gut. Aktuelle Ereignisse finden 
schnell ihren Weg in unsere 

seit Jahren etablierten Kom-
munikationskanäle – es ist zu-
dem von Vorteil, wenn man 
seine Ansprechpartner in den 
anderen Bundesländern auch 
persönlich kennt. 

Was kann ich selber tun, um 
mich zu schützen? 

Aufmerksam sein, mitdenken, 
sich bewusst sein, dass sensib-
le Informationen nicht ins In-
ternet gehören, komplizierte 
Passwörter verwenden, jeweils 
ein anderes für jeden Account, 
nicht alles sofort und ohne zu 
hinterfragen glauben, was ir-
gendwo in einer E-Mail oder  
im Internet steht. Links und 
Anhänge in E-Mails von unbe-
kannten Absendern sind äu-
ßerst kritisch zu bewerten und 
besser nicht anzuklicken oder 
zu öffnen. 

Alle wichtigen Daten sollten 
extra gespeichert (Back-up!!!) 
und nicht über das laufende 
System erreichbar sein (soge-
nanntes kaltes Back-up). Dies 
gilt im besonderen Maße zwar 
für Firmen, aber auch für alle 
anderen – wir haben mehrfach 
erleben müssen, wie Bürger 
von Ransomware betroffen 
waren und auch alle Erinne-
rungsfotos zum Beispiel der 
eigenen Kinder unrettbar ver-
loren waren. Meine Kollegen 
von der ZAC Brandenburg 
haben dies in einem Vortrag 
kurz zusammengefasst unter: 
No Back-up – no Mitleid!

Wo finde ich weiterführende 
Informationen im Netz?

Unter anderem beim Bundes-
amt für Sicherheit in der In
formationstechnik (BSI) zum 
Beispiel auf der Seite www.bsi-
fuer-buerger.de sowie auf de-
ren Seiten speziell für Firmen. 
Des Weiteren gibt es eine Viel-
zahl von weiteren Informations-
seiten, die ich hier nicht alle 
aufzählen kann. Viele Seiten, 
gerade für Kinder und deren 
Eltern, werden vom zuständi-
gen Bundesministerium ent-
weder selber (mit)betrieben 
oder von denen empfohlen.�
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Workshop für Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte der DPolG

Frauen erfolgreich und Vorbilder  
sichtbar machen
Unter dem Motto „Frauen erfolgreich und Vorbilder sichtbar machen“ trafen sich die DPolG-
Frauen- und -Gleichstellungsbeauftragten vom 5. bis zum 7. Mai zum Seminar in Berlin. 
Angélique Yumusak, frisch gewählte Bundesfrauenbeauftragte, leitete das Seminar und 
entwickelte gemeinsam mit Sabine Schumann, stellvertretende DPolG-Bundesvorsitzende,  
und den Teilnehmerinnen tolle und zukunftsweisende Ideen.

Dr. Anabel Ternès von Hatt-
burg, Zukunftsforscherin, 
Professorin und Leiterin des 
Instituts für Nachhaltiges 
Management, ist Expertin für 
Nachhaltigkeit, Digitalisierung 
und Zukunftskompetenzen, 
begeisterte die Frauen für das 
Bewusstwerden der eigenen 
Kompetenzen und für die 
Möglichkeiten, frauenpoliti-
sche Botschaften zielgenau zu 
gestalten und zu visualisieren. 
Dazu gab es Kreativtipps für 
die Fotografie sowie eine Ein-
führung in das Basiswissen 
der Mediengestaltung. Schritt 
für Schritt lernten die Teilneh-
merinnen, wie aus dem eige-
nen Bild eine effektvolle Gra-
fik wird. Angélique Yumusak: 
„Solche Grafiken lassen sich 
wunderbar nutzen für Präsen-
tationen, Poster, Grafiken oder 
Social-Media-Auftritte. Und 
natürlich auch für Werbemit-

tel, die die Wiedererkennbar-
keit der DPolG-Frauenvertre-
tung stärken.“

DPolG-Bundesvorsitzender 
Rainer Wendt berichtete im 
Anschluss von Aktivitäten, 
Vorhaben und Positionen  

der DPolG-Bundesleitung  
und stand den Seminarteil
nehmerinnen Rede und 
Antwort.

Die DPolG-Frauenvertrete
rinnen planten am letzten 
Seminartag Veranstaltungen, 

Aktionen und Werbemaß
nahmen für 2022 und 2023. 
Angélique Yumusak: „Wir ha-
ben viele kreative Ideen und 
wollen und werden unsere 
tollen und engagierten Frauen 
in der DPolG noch sichtbarer 
machen.“�

�

	< Die Teilnehmerinnen entwickelten viele Ideen und tolle Konzepte.

	< Fotoshooting in Uniform

	< Angélique Yumusak, frisch gewählte DPolG-Bundesfrauenbeauftragte, 
leitete das dreitägige Seminar.
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Tendenz steigend:  
Politisch motivierte Kriminalität 
Auch im Jahr 2021 stellte die Politisch motivierte Kriminalität (PMK) mit 
einem Rekordhoch der erfassten Straftaten eine der größten Herausforde-
rungen für die deutschen Sicherheitsbehörden dar. Die Jahresfallzahlen 2021 
hat Bundesinnenministerin Nancy Faeser am 10. Mai 2022 gemeinsam mit 
BKA-Präsident Holger Münch in Berlin vorgestellt.

Für das Jahr 2021 wurden ins-
gesamt 55 048 Straftaten im 
Zusammenhang mit der Poli-
tisch motivierten Kriminalität 
registriert: Dies entspricht ei-
ner deutlichen Zunahme von 
23,1 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahr; diese ist zum großen 
Teil auf die Steigerungen bei 
den Fallzahlen im Bereich der 
PMK – nicht zuzuordnen – um 
fast 148 Prozent zurückzufüh-
ren, die wiederum insbesonde-
re im Kontext der COVID-19/
Coronapandemie sowie der 
Wahlen des letzten Jahres 
begründet liegen. Den größten 
Anteil der 2021 registrierten 
PMK-Straftaten machten Sach-
beschädigungen, Propaganda-
delikte, Beleidigungen und 
Volksverhetzungen aus.

	< Straftaten gegen  
die Polizei

Die Anzahl der Straftaten stieg 
gegenüber dem Vorjahr um fast 
8 Prozent an. Knapp 42 Prozent 
der gemeldeten Delikte wurden 
dem Phänomenbereich PMK – 
nicht zuzuordnen – zugerech-
net, etwa 34 Prozent dem Be-
reich PMK – links – und circa 22 
Prozent dem Phänomenbereich 
PMK – rechts –. 

Bei 28 Prozent der Straftaten 
handelt es sich um Gewalt
delikte, hier insbesondere 
Widerstandsdelikte, Körperver-

letzungen und Landfriedensbrü-
che. Bei den weiteren Delikten 
lag der Schwerpunkt bei Sach-
beschädigungen, Beleidigungen 
und Propagandadelikten.

Besonders im Fokus bei Straf-
taten gegen den Staat stehen 
Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamte.

	< Verfassungsfeindliche 
Tendenzen in Sicher-
heitsbehörden

Bundesinnenministerin Nancy 
Faeser legte im Mai einen Lage-
bericht zu Rechtsextremisten, 
„Reichsbürgern“ und „Selbst-
verwaltern“ in Sicherheitsbe-
hörden vor. Bei 327 Bedienste-
ten (38 Prozent der geprüften 
Fälle) wurden tatsächliche An-
haltspunkte für Bestrebungen 
gegen die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung fest-
gestellt. Dabei handelt es sich 
um 138 Fälle auf Bundes- sowie 
189 Fälle auf Landesebene. Da-

mit ist die Zahl der Fälle im Ver-
gleich zum ersten Lagebericht 
2020 angestiegen. Der Anstieg 
ist zum einen der Aufnahme 

der Fälle aus dem „Reichsbür-
ger“- und „Selbstverwalter“-
Spektrum und der Integration 
der Fälle aus der Bundeswehr 
geschuldet. 

Im Bundesinnenministerium 
gibt es Überlegungen, den 
gesamten öffentlichen Dienst 
auf Verfassungsfeinde hin zu 
untersuchen. Das wäre der 
richtige Weg, so DPolG-Bun-
desvorsitzender Rainer Wendt. 
Gegenüber der WELT sagte er:

„Wer beim Staat angestellt 
werden will, muss sich einer 

Erkenntnisabfrage beim 
Verfassungsschutz stellen,  
und zwar nicht nur in den 

Sicherheitsbehörden.”

Das „Herausgreifen“ einer 
einzelnen Berufsgruppe lehnt 
die DPolG ab, weil das die Be-
schäftigten dort von vornhe
rein diskreditiere und unter 
Generalverdacht stelle. Wenn, 
dann sollten also alle im öf-
fentlichen Dienst überprüft 
werden.�

„Wir beobachten regelmäßig, dass es leider vielen an Respekt 
und Akzeptanz gegenüber staatlichen Funktionsträgern 
mangelt. Anpöbeln, Anspucken und Sichwidersetzen bei 
alltäglichen polizeilichen Handlungen sind mittlerweile 

erschreckend alltäglich geworden.“  
DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt
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	< Treffen mit Mittelstands- und Wirtschaftsunion

„Ein funktionierender Mittelstand  
und stabile wirtschaftliche Verhält
nisse sind auch für die Innere Sicher-
heit wichtige Faktoren“, so DPolG-
Bundesvorsitzender Rainer Wendt im 
Gespräch mit der Bundesvorsitzenden 
der Mittelstands- und Wirtschafts
union der CDU Deutschlands (MIT), 
Gitta Connemann, MdB, in Berlin. Die 
Krisen der Gegenwart, unsichere Zeiten 
für die wirtschaftliche Entwicklung, 
Fluchtbewegungen vieler Menschen 
aus der Ukraine und ihre Ankunft und 
Integration in Deutschland, viele Dinge 
wirken aufeinander ein, auch wenn sie 
nicht auf den ersten Blick zusammen
gehören, waren sich Rainer Wendt und 
Gitta Connemann einig.

Auch die Unsicherheiten auf dem Ener-
giesektor können rasch zu Risiken für 
Wirtschaft und Innere Sicherheit gleich-
zeitig führen. Gitta Connemann: „Nur 
stabile staatliche Strukturen können 
gewährleisten, dass unsere Gesellschaft auch in krisenhaften 
Situationen zusammenhält und auch der Schutz derjenigen, die 
sich nicht selbst helfen können, gewährleistet ist. Vor allem unsere 
Sicherheitsbehörden tragen eine herausragende Verantwortung in 
diesem Zusammenhang.“ Rainer Wendt und die MIT-Vorsitzende 
verabredeten weitere Gespräche.

	< Bundesvorsitzender 
Rainer Wendt im 
Gespräch mit der 
Bundesvorsitzenden 
der Mittelstands- und 
Wirtschaftsunion der 
CDU Deutschlands 
(MIT), Gitta Conne-
mann, MdB
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Eine erfolgreiche Personalratswahl in 
Hamburg – ein Resümee
Im Frühjahr 2022 hat der Wahlvorstand in der 
Polizei die Personalratswahl eröffnet, die dann  
am 20. Mai 2022 mit einem grandiosen Wahlsieg 
endete. Der Personalrat der Polizei Hamburg hat 
insgesamt 25 Sitze (20 für Beamte und fünf für 
Arbeitnehmer), von denen nun 16 Sitze auf die 
DPolG Hamburg entfallen. Im Beamtenbereich 
wurde ein Sitz dazugewonnen und im Arbeitneh-
merbereich konnten die vier Sitze für die DPolG 
wieder erreicht werden. 

Die Wahlergebnisse der Gruppen im Einzelnen:

Ebenfalls fand die Personalrats-
wahl im Landesbetrieb Verkehr 
in Hamburg statt, in dem die 
DPolG Hamburg auch viele 
Kollegen organisiert, die dort 
zum Beispiel im Parkraum
management tätig sind. Das 
Ergebnis stand jedoch zu Redak-
tionsschluss noch nicht fest. 

Als die PR Wahlen begannen, 
hat sich der Fachbereich Ver-
waltung der DPolG Hamburg 
gefragt, wie dieser nach zwei 
Jahren Pandemie am besten  
zu bewältigen ist. Geholfen  
hat uns auf jeden Fall die digi-
tale Welt. Ob es nun Gewerk-
schaftssitzungen oder Tages
seminare waren, die Hamburg 
regelmäßig digital angeboten 
hat, oder ob es die Nutzung der 
neuen Medien wie Facebook, 
Whatsapp-Gruppen, Status-
meldungen in Whatsapp oder 
Instagram ist, durch die Nut-
zung der neuen Medien konn-

ten wir viele unserer Kollegin-
nen und Kollegen erreichen. 
Auch hat die DPolG Hamburg 
begonnen, Videos auszustrah-
len, mit Wahlbotschaften oder 
zur Kandidatenvorstellung; 
dies wurde bereits während 
der Tarifverhandlungen erfolg-
reich genutzt.

Der Fachbereich Verwaltung hat 
konsequent sein Vertrauensleu-

tenetz ausgebaut. Die Kollegin-
nen und Kollegen vor Ort aus 
möglichst vielen Dienststellen 
wurden schon vor dem PR-
Wahlkampf regelmäßig zu 
neuen Wahlkampf- und Werbe-
ideen befragt. Während der 
Wahl hat dann das Netzwerk 
über eine Whatsapp-Gruppe 
sehr gut funktioniert, die Ver-
trauensleute vor Ort konnten so 
an den Dienststellen unterstüt-
zen. Das A und O war eine gute 
Informationspolitik und trans-
parentes Handeln, das kann 
eben durch die sozialen Medien 
schnell umgesetzt werden, egal 
über welche Entfernung.

Den Knoten der Mitglieder
betreuung konnte der Fachbe-
reich Verwaltung dann endlich 
im März 2022 durchschlagen, 
als es wieder möglich war, an 
die Dienststellen zu reisen und 
Informationsveranstaltungen 
anzubieten. Wie nötig das war, 

haben wir dann vor Ort erfah-
ren, die Kollegen waren sehr 
dankbar, dass man sich endlich 
wieder persönlich unterhalten 
konnte. 

Zum Wahlausgang äußerte sich 
der sichtlich zufriedene DPolG-
Landesvorsitzende Thomas 
Jungfer: „Was für ein grandio-
ser Tag! Wir freuen uns riesig 
über dieses Superwahlergebnis 
und den damit verbundenen 
Vertrauensbeweis. Unsere Kol-
leginnen und Kollegen haben 
offensichtlich die hervorragen-
de Arbeit, die die Personalräte 
der DPolG auch in den schwe-
ren Jahren der Pandemie geleis-
tet haben, anerkannt und ho-
noriert. Dieses Wahlergebnis  
ist für uns Ansporn und Moti
vation, auch in der nun vor uns 
liegenden Wahlperiode, die In-
teressen aller Polizeibeschäftig-
ten mit Engagement und Kom-
petenz zu vertreten.“�

Beamtinnen/Beamte
Gewerkschaft/Liste Stimmen in Prozent Sitze
DPolG Hamburg 56,0 12
BDK Hamburg 21,3 4
GdP Hamburg 19,7 4
Freie Liste – Pol HH 3,0 0

Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer
Gewerkschaft Stimmen in Prozent Sitze
DPolG Hamburg 60,4 4
BDK Hamburg 26,4 1
GdP Hamburg 13,1

	< Gewinnen macht Freude

	< Das Team der DPolG Hamburg – der Erfolg bei den Personalratswahlen hat viele Gesichter.
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Wahl zu den Schwerbehindertenvertretungen

Sozial kompetente und engagierte 
Kolleginnen und Kollegen gesucht
Nicht zuletzt aufgrund der demografischen Entwicklung werden gesundheitliche Probleme und sich 
daraus eventuell ergebende Behinderungen künftig immer häufiger. Es wird deshalb auch immer wich-
tiger, eine behindertengerechte und inklusive Ausübung des Berufes in allen Bereichen sicherzustellen. 

Gerade im Polizeidienst steht 
mit dem Eintritt gesundheitli-
cher Einschränkungen oft die 
Ausübung des Berufes auf dem 
Spiel. Schnell wird man zum 
Polizeiarzt geschickt und in der 
Folge gegebenenfalls sogar 
vorzeitig in den Ruhestand ver-
setzt. Damit die betroffenen 
Kolleginnen und Kollegen im 
Vollzug, in der Verwaltung und 
im Tarifbereich entsprechend 
gut vertreten und beraten 
werden, brauchen wir in den 
Dienststellen starke Schwer
behindertenvertretungen.

Dazu suchen wir immer wieder 
sozial kompetente und enga-
gierte Kolleginnen und Kolle-
gen mit Empathie und Durch-
setzungsvermögen, die sich 
dazu bereit erklären, sich als 
Mitglieder einer Schwerbehin-
dertenvertretung zur Wahl zu 
stellen und vor Ort aktiv mit-
zuwirken.

	< Vertreter der schwer
behinderten Menschen 
sind „Einzelkämpfer“ 
und „Anwälte“ für die 
Rechte von schwer
behinderten Menschen  
im Beruf.

Gemeinsam mit dem Personal-
rat sind sie die Interessenver-
treter von:

	> schwerbehinderten Men-
schen mit einem Grad der 
Behinderung von 50 und 
mehr,

	> den schwerbehinderten Men-
schen der gleichgestellten Be-
hinderten mit einem Grad 
der Behinderung von 30,

	> Beschäftigten, die von einer 
Behinderung bedroht wer-
den und fachdienliche Hilfe 
und Ratschläge benötigen 
sowie

	> vergleichbaren Bewerberin-
nen und Bewerbern um freie/
ausgeschriebene Stellen (Ein-
stellungen und Beförderun-
gen/Höhergruppierungen).

	< Die nächsten Wahlen 
finden vom 1. Oktober 
bis 30. November 2022 
statt.

	> Wie alle vier Jahre werden 
die örtlichen Schwerbehin-
dertenvertretungen bundes-
weit neu gewählt.

	> Wahlberechtigt sind die 
schwerbehinderten und 
gleichgestellten Beschäftig-
ten in der Dienststelle.

	> Wählbar sind dagegen alle 
Beschäftigten der Dienststel-
le, die volljährig sind und der 
Dienststelle mindestens 
sechs Monate angehören; sie 
müssen selbst nicht schwer-
behindert sein.

	< Welche Aufgaben hat 
die Schwerbehinderten-
vertretung?

	> Vertretung der Interessen 
schwerbehinderter Men-
schen sowie Beratung bei 
Fragen und Problemen,

	> Förderung ihrer Eingliede-
rung in die Dienststelle,

	> Unterstützung bei Anträgen 
auf Feststellung eines Grades 
der Behinderung sowie bei 
Anträgen auf Gleichstellung 
bei der Agentur für Arbeit,

	> Entgegennahme von Anre-

gungen und Beschwerden 
schwerbehinderter Menschen, 

	> Verhandlungen mit  
der Dienststelle,

	> Beantragung insbesondere 
präventiver Maßnahmen bei 
den zuständigen Stellen, die 
schwerbehinderten Men-
schen dienen,

	> Überwachung der Einhaltung 
von geltenden Gesetzen, Ver-
ordnungen, Tarifverträgen, 
Dienstvereinbarungen sowie 
Verwaltungsanordnungen 
zugunsten schwerbehinder-
ter Menschen sowie Überwa-
chung der Erfüllung der dem 
Arbeitgeber obliegenden 
Pflichten. 

	< Mitglieder von 
Schwerbehinderten
vertretungen

	> sind rechtlich abgesichert 
und unterliegen einem be-
sonderen Kündigungsschutz!

	> werden für die Erledigung ih-
rer Aufgaben von der dienst-
lichen Tätigkeit freigestellt!

Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft ruft ihre Mitglieder dazu 
auf, sich vor Ort als Kandidatin 
oder Kandidat für das Amt der 
Schwerbehindertenvertretung 
zur Verfügung zu stellen. Zeige 
dein soziales Engagement im 
Ehrenamt!�
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<	 Arbeitsplatzbörse

Die DPolG unterstützt in dieser Rubrik die Bemühungen aller Kol
leginnen und Kollegen zum Wechsel in ein anderes Bundesland. 
Die Veröffentlichung ist kostenfrei. Bitte nutzen Sie für Ihre Zu-
schrift die E-Mail-Adresse dpolg@dbb.de.

Baden-Württemberg <-> Berlin 
Kommissar (A 9) bei der LaPo Berlin sucht aus familiären Gründen 
einen Tauschpartner, der aus Baden-Württemberg zur LaPo Berlin 
wechseln möchte. Bei Interesse bitte an tauschberlin@outlook.com 
schreiben oder einfach über die Tel.-Nr.: 0173.1927260 melden.

	< Urlaubsangebote

Ihr Inserat kommt im Rahmen des Platzangebots zum Abdruck. 
Bitte beachten Sie:
1. Keine gewerblichen Inserate. Wir behalten uns Kürzungen vor.
2. Ihre Zusendung bitte an dpolg@dbb.de
3. �Umfang: max. 190 Buchstaben (30 Buchstaben Überschrift,  

160 Buchstaben Text)
4. Kosten: 20 Euro; Rechnung bitte abwarten.

Toskana/Maremma 
Nur 25 Min. ans Meer, wunderschöne Strände, glasklares Wasser. 
Traumhafte Aussicht von der Terrasse in klassische toskanische 
Landschaft. Naturstein-FeWo in historischem Dorf Caldana. 65 m2, 
2 Schlafzimmer, max. 4 Pers., voll ausgestattet, Küche inkl. Geschirrsp., 
Tel. 08131.260463; E-Mail: residenzacaldana@hotmail.com
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19. Bundesjugendtag der dbb jugend

Toni Nickel (DPolG) in die dbb 
Bundesjugendleitung gewählt! 
„Jedem Anfang wohnt ein Zauber inne“ – mit 
diesem Zitat von Hermann Hesse wünschte die 
scheidende Bundesjugendleiterin der dbb jugend, 
Karoline Herrmann, der neuen Bundesjugendlei-
tung um den neuen Bundesjugendleiter Matthäus 
Fandrejewski einen guten Start und viel Erfolg für 
die anstehenden Aufgaben. 

Soeben wurden neben Fandre-
jewski auch Sandra Heisig als 
erste Stellvertreterin sowie 
Daria Abramov und Claudio 
Albrecht in die neue Bundes
jugendleitung gewählt. 

Aber Moment! Da fehlt doch 
einer! – wird sich nun so manch 
einer fragen. Mit einem heraus-
ragend starken Wahlergebnis 
wurde nämlich auch unser Kan-
didat der JUNGEN POLIZEI, Toni 
Nickel, in die Bundesjugendlei-
tung gewählt. So wird die JUN-
GE POLIZEI als größter Verband 
innerhalb der dbb jugend, nach 
dem Ausscheiden von Liv Grolik, 
auch in der nächsten Legislatur-
periode im Führungsgremium 
der dbb jugend hervorragend 
vertreten sein. Herzlichen 
Glückwunsch, lieber Toni! Wir 
sind uns absolut einig darüber, 
dass du das Motto „Bereit für 
ein Update: Mehr Mut. Mehr 
Engagement. Mehr Jugend.“ in 
den nächsten fünf Jahren voll-
umfänglich ausfüllen wirst! 

Für Liv Grolik (DPolG Hamburg) 
endet mit dem in Berlin durch-
geführten 19. Bundesjugendtag 
die zehnjährige Mitgliedschaft 
in der Bundesjugendleitung. 
Dass die dbb jugend so lebhaft, 
handlungsfähig und gut struk-

turiert dasteht, ist auch dein 
gewerkschaftliches Erbe, liebe 
Liv! Vielen Dank dafür! 

Neben der Wahl der neuen 
Bundesjugendleitung standen 
auch sage und schreibe 145 An-
träge auf der Tagesordnung, die 
es im 207-köpfigen Delegier-
tenkreise abzustimmen galt.  
All unsere formulierten Anträge 
zu den Themen „Sicherheit und 
Vielfalt“ wurden mit deutlicher 
Mehrheit beziehungsweise ein-
stimmig angenommen. Bei-
spielhaft seien hier die Einfüh-
rung einer Ballungsraumzulage, 
des § 185 a StGB, welcher die 
Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes besonders vor persön-
lichen Diffamierungen schützen 
soll, und die Übernahme der 
Kosten für Fußballspiele und 
sonstige, kommerzielle Veran-
staltungen durch den Veran-
stalter genannt. 

Außerdem konnten die Delegier-
ten während der mit Spannung 
erwarteten Öffentlichkeitsver-
anstaltung den interessanten, 
erfrischenden Grußworten der 
parlamentarischen Staatssekre-
täre Johann Saathoff (SPD/BMI) 
und Ekin Deligöz (Bündnis 90/
Die Grünen/BMFSFJ) sowie der 
Staatssekretärin Leonie Gebers 

(SPD/BMAS) folgen. Sodann 
mündete die Veranstaltung mit 
drei thematisch verschiedenen 
Podiumsdiskussionen, in wel-
cher unser DPolG-Mitglied Ma-
nuel Ostermann eindrucksvolle, 
mahnende Worte zur aktuellen 
Debatte um Gewalt gegen 
Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes fand, in die Abendver-
anstaltung, welche mit der glei-
chen Intensität im „Salzclub“ 
zelebriert wurde. 

Nach dem offiziellen Ende des 
Bundesjugendtags machten 
sich die meisten der aus dem 
ganzen Bundesgebiet angereis-
ten Delegierten auf den Heim-
weg – aber eben nicht alle! So 
tagte der Bundesjugendaus-
schuss erneut, um eine neue 

jugendpolitische Kommission 
(JupoKo) zu wählen. Auch hier 
wird die DPolG in Zukunft wei-
terhin vertreten sein, denn mit 
Michael Haug wurde der im 
November ausscheidende Bun-
desjugendleiter der DPolG zum 
stellvertretenden Vorsitzenden 
gewählt. Herzlichen Glück-
wunsch, lieber Micha! 

Abschließend bleibt festzustel-
len, dass es sich bei der zweitä-
tigen Veranstaltung im Berli-
ner „Novotel Am Tiergarten“ 
um ein erstklassiges Event ge-
handelt hat, das Vorfreude auf 
die künftigen Präsenztreffen 
der JUNGEN POLIZEI und ins
besondere des Bundesjugend-
kongresses im November in 
Leipzig macht. �

	< Die neue Bundesjugendleitung: Daria Abramov (stellvertretende Vorsit-
zende), Matthäus Fandrejewski (Vorsitzender), Sandra Heisig (1. stellver-
tretende Vorsitzende), Claudio Albrecht (stellvertretender Vorsitzender) 
und Toni Nickel (stellvertretender Vorsitzender)

	< Mit vollem Engage-
ment in die neue Legis-
latur: die Delegierten 
des dbb Bundesjugend-
kongresses in Berlin
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Polizeikommunikation 2030

Die Evolution im sicheren 
Informationsaustausch
von Tobias Stepan, Gründer und Geschäftsführer,  
Teamwire GmbH

Echtzeitkommunikation ist schon heute unverzichtbar, um Polizei-
einsätze schnell, flexibel und ortsunabhängig zu planen und durch-
zuführen. Doch wie sieht die Kommunikation von Behörden und 
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) zukünftig aus?

Bestehende Kommunikations-
lösungen dienen dazu, alle re-
levanten Beteiligten – von der 
Zentrale bis hin zu den Einsatz-
kräften – zu vernetzen sowie 
die Planung und Organisation 
aller Einsätze zu strukturieren. 
Die wichtigste technologische 
Innovation, die sich in den letz-
ten Jahren für eine erfolgreiche 
Sprachkommunikation in Blau-
licht-Organisationen etabliert 
hat, ist der Digitalfunk BOS. 
Jede Streife ist standardmäßig 
mit einem digitalen Funkgerät 
ausgestattet. Eine ganzheitli-
che, digitale Sprachkommuni-
kation ist garantiert. 

	< Die Evolution in der 
Kommunikation geht 
weiter

Mittlerweile geht es aber 
längst nicht mehr darum, nur 
Sprachnachrichten, sondern 
auch digitale Inhalte auszutau-
schen. Fotos und Videos über 
mobile Endgeräte in diversen 
Consumer Apps – allen voran 
Whatsapp – zu verschicken, ge-
hört für die meisten bereits zur 
Alltagskommunikation dazu. 
Jedoch eignet sich eine Consu-
mer App nicht für einen siche-
ren und datenschutzkonfor-
men Informationsaustausch 
im beruflichen Kontext von Po-
lizeibeamten. Folglich entsteht 
der Bedarf, eine Symbiose zwi-
schen dem Digitalfunk BOS 
und einer sicheren Messaging-
App zu bilden, die sich sowohl 

auf mobilen Endgeräten als 
auch in der Einsatzzentrale am 
Desktop-PC nutzen lässt.

	< Eine Alternative zu 
Whatsapp finden

Wie in anderen regulierten Be-
reichen ist es auch in Blaulicht-
Organisationen von zentraler 
Bedeutung, keine Schatten-IT 
entstehen zu lassen. Denn die-
se birgt die Gefahr, dass Daten 
und Informationen möglicher-
weise in die falschen Hände 
geraten. Es braucht eine 
DSGVO-konforme Alternative 
zu Messengerdiensten wie 
Whatsapp: Diese muss einen 
schnellen, effektiven Aus-
tausch sicherstellen und darf 
der Consumer App in ihrer Be-
nutzerfreundlichkeit in nichts 
nachstehen. Denn das erhöht 
die Akzeptanz eines solchen 
Tools und steigert dessen 
Nutzungsintensität. 

	< Mehr als einfacher Chat

Ebenso entscheidend wie die 
Benutzerakzeptanz ist es, alle 
relevanten Anwendungsfälle 
durch intuitive Funktionen 
schnell und einfach abzubil-
den. So hat sich die Funktio
nalität von Messaging-Apps  
in den vergangenen zwei Jah-
ren stark weiterentwickelt. 
Dadurch können auch Sicher-
heitsbeamte zahlreiche Szena-
rien effektiv abdecken. Dazu 
gehören:

	> Verteilerlisten, um einsatzspe-
zifische Gruppenchats schnell 
aufzusetzen;

	> Alarmierungsfunktionen, die 
helfen, die direkte Notfallkom-
munikation und -koordination 
mithilfe von Quittierungsop-
tionen und Alarmberichten 
zu vereinfachen;

	> Live-Standort-Übermittlung, 
die den Aufenthaltsort von 
Einsatzkräften in Echtzeit 
sendet;

	> anbindbare Drittsysteme, 
um Informationssysteme 
und Datenbanken automati-
siert und schnell abzufragen;

	> Chat-Widgets für die Web-
site und Whatsapp-Anbin-
dung, denn sie erleichtern 
den Informationsaustausch 
mit Bürgern in Notfällen 
durch ein neues Hotline-
Verhalten.

	< Vom Messenger zum 
Kommunikationshub

In den nächsten Jahren werden 
Messenger die Kommunikation 
mobiler Einsatzkräfte weiterhin 
vereinfachen können, dabei 
aber viel mehr Funktionen bie-
ten und ein breiteres Einsatz-
spektrum abdecken. Entschei-
dend ist es, die entsprechenden 
IT-Lösungen vollumfänglich 
und sicher zu verwalten sowie 
einen ganzheitlichen Datenaus-
tausch durch die Verknüpfung 
aller Informationssysteme zu 
gewährleisten. Neben dem Di-
gitalfunk BOS gibt es bei den 

Polizeibehörden heute noch 
andere Berichts-, Informations- 
und Einsatzleitsysteme sowie 
Datenbanken, die für die tägli-
che Arbeit relevant sind. Bisher 
sind diese Systeme in der Regel 
kaum verknüpft. Es bestehen 
oftmals Datensilos, die den In-
formationsaustausch langsam, 
aufwendig und fehleranfällig 
machen. Ziel muss es daher sein, 
die unterschiedlichen Kommu-
nikations- und Informations-
systeme intelligent miteinander 
zu verbinden. Auf diese Weise 
lassen sich Informationen auto
matisiert bereitstellen und 
verteilen und die Austausch-
prozesse weitestgehend digita-
lisieren – und dadurch eben 
auch beschleunigen. Das redu-
ziert manuelle Abfragen und 
Eingaben auf ein Minimum. Im 
Ergebnis können sich die Ein-
satzkräfte zukünftig mehr auf 
die eigentliche Polizeiarbeit 
konzentrieren und effizienter 
arbeiten. Zudem führen umfas-
sendere Informationen, Daten 
und Lagebilder auch zu einer 
Effektivitätssteigerung.

	< Ganzheitliche Vernet-
zung der Bundesländer 
und weitere mögliche 
Meilensteine

In ein paar Bundesländern  
sind Messenger bereits flächen
deckend im Einsatz. In anderen 
stehen derartige Projekte noch 
am Anfang. Ähnlich verhält es 
sich mit anderen mobilen Infor-

	< Digitale Inhalte auszutauschen, wie Fotos und 
Videos, gehört mittlerweile zur unverzichtbaren 
Kommunikation.
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mations-, Berichts- und Einsatz-
leitsystemen, die für die Kom-
munikation erforderlich sind. In 
ein paar Jahren werden all die-
se Systeme bundesweit ausge-
rollt und die verschiedenen Si-
cherheitsbehörden digital stark 
miteinander vernetzt sein. Zu-
dem werden nicht nur Mes
senger und Digitalfunk länder-
übergreifend verbunden sein, 
sondern auch alle anderen re
levanten IT-Systeme. Dadurch 
wird ein einfacher, schneller 
und strukturierter Informa
tionsaustausch möglich. Vom 
aktuellen Stand ausgehend, 
gibt es zahlreiche weitere Mei-
lensteine, die die Evolution der 
Polizeikommunikation nachhal-
tig beeinflussen könnten: 

1. 	 Zusammenschluss  
von Digitalfunk und 
Messengerdiensten

Der Digitalfunk wird sich stark 
weiterentwickeln. Gleiches gilt 
für Messengerdienste. Nicht 
nur die Tetra-Netze werden 
sich verbessern, sondern mit 
5G tritt ein neuer leistungs-
starker Mobilfunkstandard auf 
den Plan, der die Kommunika-
tionsmöglichkeiten deutlich 
erweitert. Bei Digitalfunk und 
Messengerdiensten wird es zu-
nehmend Überschneidungen 
und Konvergenzen geben. So 
ist es vorstellbar, dass diese 
Kommunikationssysteme sich 
langfristig zusammenführen 
lassen.

2. 	 KI-basierte 
Kommunikation

Im Jahr 2030 erhalten die Ein-
satzkräfte eine verstärkte Un-
terstützung durch künstliche 
Intelligenz (KI) in der Kommu-
nikation. Durch die Verknüp-
fung von Systemen und die 
Kombination von Akten, 
Standortinformationen, 
aktuellen Lagen und polizei-
technisch-relevanten Daten 
werden sich neue Kommuni-
kationsszenarien abbilden 
lassen. Zum Beispiel:
>	Wird ein Fahrzeug mit stark 

überhöhter Geschwindig-
keit in einer stationären Ra-

daranlage erfasst, ist denk-
bar, dass die Streifenwagen 
im Umkreis automatisch 
über Fahrzeugtyp, Kennzei-
chen und Halter informiert 
werden und ebenso ein Foto 
des Vorfalls zugeschickt be-
kommen.

>	Wird ein Kind in einem Park 
vermisst, kann die KI die Geo-
positionen und -strecken der 
Einsatzkräfte automatisch 
auswerten und Bereiche 
vorschlagen, die noch nicht 
genug beziehungsweise zu 
wenig abgesucht wurden.

>	Identifiziert eine Überwa-
chungskamera in einem Fuß-
ballstadion einen gewalttäti-
gen Fan, lässt sich das Foto 
automatisch mit der Position 
der Person an alle Einsatz-
kräfte im betroffenen Block 
schicken.

>	Liegen offene Fälle im Um-
kreis einer Streifenfahrt vor, 
kann die KI den Einsatzkräf-
ten automatisch die Akten 
und relevante Informationen 
übermitteln.

Unter Berücksichtigung rechtli-
cher Aspekte wie dem Daten-
schutz wird die KI-basierte 
Kommunikation zur Einsatz
effizienz und zum Schutz der 
Bürger und Beamten beitragen. 

3. 	 Weniger Endgeräte und 
neue Nutzerinterfaces

Solange manche Abfragen nur 
in den Zentralen möglich sind, 
stehen Informationen aus dem 
Einsatzleitsystem den mobilen 
Einsatzkräften oft nicht voll-
ständig zur Verfügung. Bis 
2030 werden jedoch alle Sys
teme vollumfänglich auf allen 
Endgeräten zur Verfügung ste-
hen – ob PC, Tablet, Smart-
phone, Car-IT oder Digitalfunk. 
Einsatzkräfte werden zu jeder 
Zeit und von jedem Ort auf alle 
relevanten Informationen zu-
greifen können. Zugleich wird 
sich die Anzahl der benötigten 
Endgeräte reduzieren. Es gibt 
erste Smartphones, die ausge-
feilte Push-to-Talk-Funktionen 
bieten. Ebenso erreichen erste 
hybride Digitalfunkgeräte den 

Markt, die über die ty-
pischen Smartphone-
Applikationen verfü-
gen. Zudem wird es 

neue Nutzerinterfaces geben, 
die ideal auf die Polizeiarbeit 
abgestimmt sind. Vielverspre-
chende Kandidaten hierfür 
sind Smartwatches, die sich in 
den letzten Jahren technisch 
rasant entwickelt haben. Sie 
sind leicht, robust, warten mit 
immer mehr Funktionalitäten 
auf und eignen sich daher be-
sonders für mobile Einsatzkräf-
te. Es bleibt jedoch noch abzu-
warten, welche Geräte sich bei 
den Polizeibehörden tatsäch-
lich etablieren lassen.

4. 	 Gewährleistung von 
neuen Sicherheits
anforderungen

Die technischen Sicherheits
anforderungen an Kommunika-
tionstools werden in Zukunft 
noch umfassender sein. Durch 
die zunehmende Verknüpfung 
von Systemen wird ein sicherer 
Container auf dem Endgerät für 
die Datenverwaltung ebenso 
von Bedeutung sein wie ein 
ganzheitliches Daten- und Zu-
griffsmanagement. Mit den 
technischen Möglichkeiten 
wächst auch die Bedrohung 
durch Cyberangriffe. Die Ver-
schlüsselungsalgorithmen der 
Kommunikation weiter zu stär-
ken und zusätzliche Sicherheits-
funktionen zu etablieren, wird 
folglich unumgänglich sein. 

	< Fazit: Eine Investition in 
die Zukunft

Im Jahr 2030 wird die Polizei 
von sehr vielen neuen Kommu-
nikationsmöglichkeiten profi-
tieren, sodass sie schneller, ein-
facher, produktiver und sicherer 
arbeiten kann. Auch wenn dies 
mit Investitionen in neue Kom-
munikationstools, IT-Systeme, 
Endgeräte und Digitalisierungs-
projekte einhergeht, werden 
die signifikanten Einsparungs-
potenziale bei den Altsystemen 
deutlich spürbar sein. Langfris-
tig betrachtet sinken die Kom-
munikationskosten, während 
die Qualität der Polizeikommu-
nikation ansteigt.

Weitere Informationen finden 
Sie unter www.teamwire.eu.

	< Auf Bildern von Ein-
sätzen Personen aus 
Datenschutzgründen 
unkenntlich zu ma-
chen, geht mit Team-
wire sekundenschnell.



Polizei auf Twitter –  
Fluch oder Segen für Medienschaffende?
Von Nadja Müller, Jan Schmidt und Christopher Weselek, Villingen-Schwenningen/Mannheim1

Impressum:

Redaktion: 
Prof. Dr. jur. Dieter Müller
Ulmenweg 20 
06231 Bad Dürrenberg 
E-Mail: redaktion. 
polizeispiegel@ivvbautzen.de

Die Polizei twittert in Ad-hoc-Lagen, um knappe Informationen schnell zu verbreiten. Ob diese 
Tweets mit den Medien konkurrieren und welche Erwartungen die Akteure an diese Tweets haben, 
untersuchen die Autoren im Rahmen von Experteninterviews mit erfahrenen Polizeibeamten und 
Journalisten sowie einer Umfrage unter Reportern im Bereich des Polizeipräsidiums Mannheim. 
Neben den unterschiedlichen Perspektiven und Kollisionspunkten der polizeilichen Tweets mit der 
Medienwelt ergeben die Antworten von 75 Befragungsteilnehmern, dass die Wahrnehmung der 
Polizeitweets insgesamt, dank frühzeitig verfügbarer und zuverlässiger Infos, positiv ist, wenngleich  
je nach Art des Medienhauses für eine Minderheit ein Konkurrenzgefühl besteht.

I.	 Einleitung1

Schon seit einigen Jahren sind 
Polizeidienststellen deutsch-
landweit in den sozialen Me-

1	 Nadja Müller ist Bachelorstudentin im  
42. Studienjahrgang an der Hochschule für 
Polizei Baden-Württemberg, Jan Schmidt 
ist Dozent für Einsatzwissenschaften an 
der Hochschule für Polizei Baden-Würt-
temberg und Christopher Weselek ist Lei-
ter der Stabsstelle Öffentlichkeitsarbeit 
beim Polizeipräsidium Mannheim.

dien vertreten. Spätestens 
nach Vorfällen, wie dem An-
schlag auf den Weihnachts-
markt in Berlin und dem 
Amoklauf im Münchner Olym-
pia-Einkaufszentrum im Jahr 
2016, sind Social-Media-Kanä-
le der Polizei nicht mehr weg-
zudenken.2 Auch die Polizei 
Baden-Württemberg ist mit 
allen Polizeipräsidien sowohl 
auf Facebook als auch auf 
Twitter aktiv und nutzt diese 
Kanäle für Warnungen, 

2	 Vgl. ohne Verfasser: Digitale Streife: Wie 
die Polizei im Jahr 2016 Social Media nutzt 
(2016, 12. Dezember). Online im Internet: 
URL: https://www.augsburger-allgemeine. 
de/digital/Soziale-Netzwerke-Digitale-
Streife-Wie-die-Polizei-im-Jahr-2016- 
Social-Media-nutzt-id39959712.html 
[Stand 1. Januar 2022].

Öffentlichkeitsfahndungen, 
Imagepflege und vieles mehr. 
Mit dem zielgerichteten Ein-
setzen dieser Möglichkeiten 
kann das polizeiliche Handeln 
taktisch sinnvoll unterstützt 
werden. 

Eine Besonderheit ist, dass die 
sozialen Medien der Polizei 
einen Weg bieten, in direkten 
Kommunikationsaustausch 
mit der Bevölkerung zu treten. 
Das war vor Zeiten von Inter-
net und Social Media nur von 
Angesicht zu Angesicht oder 
über die traditionellen Mas-
senmedien möglich. Als soge-
nannte „vierte Gewalt“ hat 
die Presse unter anderem die 

Aufgabe, staatliche Einrich-
tungen zu kontrollieren3 und 
zur Meinungsbildung der Be-
völkerung beizutragen4. Die-
sen kritischen Filter kann die 
Polizei durch die direkte 
Kommunikation mit der Be-
völkerung gewissermaßen 
umgehen.5 Inwiefern die So
cial-Media-Kanäle der Polizei 

3	 Vgl. Schabacker, J.: Polizeiliche Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit im digitalen Zeital-
ter. Ein Praxisleitfaden für den Weg zu 
zeitgemäßer PR, Hilden: Verlag Deutsche 
Polizeiliteratur GmbH Buchvertrieb, 2020, 
S. 20.

4	 Vgl. Beele, K.; Schabacker, J.: Pressearbeit 
der Polizei. Leitfaden für die Praxis, 3. Auf-
lage, Hilden: Verlag Deutsche Polizeilitera-
tur GmbH Buchvertrieb, 2012, S. 17.

5	 Vgl. Berthel, R.: Polizei im digitalen Zeital-
ter. Teil III, Rothenburger Beiträge Band 81, 
Rothenburg/Oberlausitz: Eigenverlag der 
Hochschule der sächsischen Polizei (FH), 
2016, S. 215.
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eine konkurrierende Instanz 
für Medienschaffende darstel-
len, ist daher eine Frage, wel-
che die Autoren im Rahmen 
einer Bachelorthesis unter-
sucht haben. Im Hinblick auf 
ein harmonisches Miteinander 
ist diesbezüglich besonders 
relevant, wie diese Situation 
von den Medienschaffenden 
sowie den Verantwortlichen 
bei der Polizei selbst empfun-
den wird.

II.	 Methodische 
Vorgehensweise

Zur Beantwortung der Frage-
stellung wurden vielfältige Er-
wartungshaltungen und Mei-
nungen in Bezug auf die 
Social-Media-Arbeit der Stabs-
stelle Öffentlichkeitsarbeit des 
Polizeipräsidiums Mannheim 
untersucht. Im Blickfeld waren 
dabei insbesondere polizeiliche 
Ad-hoc-Lagen, in welchen der 
Twitterkanal6 gezielt aktiv ein-
gesetzt wird, um frühzeitig 
knappe Informationen an ei-
nen breiten Empfängerkreis zu 
streuen. Um einen Einblick in 
die Ziele und Erwartungen von
seiten der Polizei zu gewinnen, 
wurden zunächst qualitative 
Experteninterviews mit erfah-
renen Polizeibeamten aus dem 
Bereich der Öffentlichkeitsar-
beit sowie der Einsatzleitung 
geführt. Anschließend wurde 
eine quantitative Online-Befra-
gung mit Medienschaffenden 
im Zuständigkeitsbereich des 
Polizeipräsidiums Mannheim 
durchgeführt, mit dem Ziel, ei-
nen umfassenden Eindruck 
über die bestehenden und 
möglicherweise kollidierenden 
Erwartungshaltungen inner-
halb der Presse zu erhalten. Zu-
letzt wurden für einen vertief-
ten Einblick in die Gründe für 
gewisse Haltungen ausgewähl-
te Medienschaffende inter-
viewt.

III.	 Ergebnisse

Das Stimmungsbild in der Me-
dienlandschaft des Polizeiprä-
sidiums Mannheim in Bezug 

6	 Siehe https://twitter.com/polizeimann 
heim [Stand 1. Januar 2022].

auf die polizeiliche Twitter
nutzung in Ad-hoc-Lagen wur-
de als überwiegend positiv 
aufgefasst. Es konnten sehr 
vielseitige, sowohl positive als 
auch negative, Aspekte festge-
stellt werden, welche die Er-
wartungshaltungen der Medi-
enschaffenden und auch der 
Polizei selbst prägen. Nach 
Meinung einer der Polizeibe-
amten hat die Polizei durch  
die Nutzung von Social-Media-
Kanälen an Unabhängigkeit 
gegenüber den klassischen 
Medien gewonnen. Durch die 
Schnelllebigkeit der Medien-
welt stehen diese jedoch ohne-
hin schon unter enormem 
Konkurrenzdruck.7 Die Polizei-
beamten nahmen an, dass das 
Twittern der Polizei in Ad-hoc-
Lagen eine zusätzliche Konkur-
renz für die Medienschaffen-
den darstellen könnte. Ein 
solches Empfinden konnte bei 
über 23 Prozent der befragten 
Medienschaffenden tatsäch-
lich festgestellt werden. Einer 
der Medienexperten erkannte 
vor allem im Veröffentlichen 
von Bildmaterial aus Einsatzla-
gen ein Kernproblem, da hier-
durch die kommerziellen Inter-
essen von Medienschaffenden, 
insbesondere von Fotojourna-
listinnen und -journalisten, be-
schnitten werden. Genau aus 
diesem Grund wird in dem im 
April 2021 eingeführten „Pres-
sekodex“ der Polizei Baden-
Württemberg ausdrücklich 
darauf hingewiesen, auf der
artige Veröffentlichungen zu 
verzichten.8

Die Meinungen und Erwartun-
gen der befragten Medien-
schaffenden über das Twittern 
hingen teilweise von der Art 
des Medienhauses ab, für wel-
ches sie arbeiten. So konnte 
festgestellt werden, dass Per-
sonen, welche für den Rund-

7	 Vgl. Schütte, H.: Medien und Emotionen 
im Einsatz. Presserechtliche Grundlagen 
und praktische Tipps für Feuerwehr und 
alle Blaulicht-Organisationen, Villingen-
Schwenningen: Neckar-Verlag GmbH, 
2014, S. 41.

8	 Vgl. Innenministerium Baden-Württem-
berg (Landespolizeipräsidium): Publizisti-
sche Grundsätze der Polizei Baden-Würt-
temberg. Richtlinien für die polizeiliche 
Berichterstattung, Stuttgart, 2021, Richt
linie 7.1.

funk tätig sind, überdurch-
schnittlich positiv gegenüber 
der polizeilichen Twitternut-
zung eingestellt sind. Das 
könnte sich daraus begründen, 
dass Nachrichtensendungen 
im Radio vergleichsweise 
knappgehalten werden und so-
mit die wenigen Informatio-
nen, welche die Polizei über 
Twitter streut, dafür ausrei-
chend sind. Zudem ist der 
Rundfunk auf die Aktualität 
von Informationen für eine 
zeitnahe Berichterstattung in 
besonderem Maße angewie-
sen. Diesem Bedürfnis wird die 
polizeiliche Öffentlichkeitsar-
beit insbesondere durch die 
Veröffentlichungen auf Twitter 
gerecht. Genau gegenteilig ver-
hält sich das Stimmungsbild 
bei Angestellten von Tageszei-
tungen. Diese zeigen im Ver-
gleich eher wenig Interesse an 
den Tweets der Polizei Mann-
heim. Eine mögliche Begrün-
dung wäre, dass Tageszeitun-
gen gerade nicht diesem 
enormen Zeitdruck unterliegen 
und überdies detailliertere In-
formationen für ihre Bericht
erstattung benötigen, als sie 
durch einen Tweet der Polizei 
erhalten würden. Einer der Me-
dienexperten ist zudem der 
Meinung, dass eine Konkurrenz 
zu den Medien allein deshalb 
nicht angenommen wird, da 
deren Aufgabe nicht bloß im 
Berichten über die erste Sach-
lage besteht, sondern darüber 
hinaus auch über den Fortgang 
und die Hintergründe des ent-
sprechenden Ereignisses. 

Durch den Druck der Medien, 
immer am schnellsten über ein 
Ereignis berichten zu wollen, 
leidet laut einem der Polizeibe-
amten häufig die Seriosität der 
Berichterstattung. Auch einer 
der Medienexperten berichte-
te, dass sie selbst häufig damit 
beschäftigt sind, falsche Mel-
dungen von unseriösen Medi-
en oder selbsternannten Jour-
nalisten richtigzustellen. Um 
Klarheit über Ereignisse zu 
schaffen und durch frühzeiti-
ges Warnen gegebenenfalls 
auch eine mögliche Panik zu 
vermeiden, ist es für die Polizei 

essenziell, dass die Deutungs-
hoheit in einer Ad-hoc-Lage bei 
ihr und nicht bei unseriösen 
Medien liegt. Dennoch gilt 
auch für die polizeiliche Be-
richterstattung die Nachran-
gigkeit der Schnelligkeit gegen-
über der Qualität. Trotz des 
Zeitdrucks, welcher in Ad-hoc-
Lagen auf den Mitarbeitenden 
einer Stabsstelle Öffentlich-
keitsarbeit lastet, müssen die 
Informationen vor ihrer Veröf-
fentlichung eindeutig verifi-
ziert sein.9 Nur unter Beibehal-
tung dieses Grundsatzes kann 
ein polizeilicher Twitterkanal 
eine schnelle und zugleich zu-
verlässige Quelle in Ad-hoc-La-
gen sein. Laut einem der Poli-
zeibeamten sollen mit den 
Tweets der Polizei nicht nur die 
Bürgerinnen und Bürger, son-
dern auch die Medienschaffen-
den unmittelbar über entspre-
chende Ereignisse informiert 
werden und den Twitterkanal 
als Informationsquelle für ihre 
eigene Berichterstattung nut-
zen. Die Befragung ergab, dass 
sich etwa 53 Prozent der Medien
schaffenden von den Tweets 
der Polizei Mannheim ange-
sprochen fühlen. Es konnte 
auch festgestellt werden, dass 
dieser Personenanteil eher die 
Vorteile des polizeilichen Twit-
terns in Ad-hoc-Lagen wahr-
nahm als diejenigen, welche 
Twitter nicht als Informations-
kanal für die Presse betrach-
ten.

Die Medienexperten und auch 
einige der befragten Medien-
schaffenden wünschten sich 
unabhängig von Twitter einen 
Informationskanal exklusiv für 
Presseleute. Darüber sollten 
Medienschaffende noch vor 
der Bevölkerung über Ereig
nisse benachrichtigt und mit 
Informationen sowie gegebe-
nenfalls Bild- und Videomate
rial versorgt werden. Dadurch 
würde man zwar die Presse-
freiheit derer enorm stützen, 
welche Zugang zu diesem Ka-
nal haben, jedoch gleichzeitig 
diejenigen einschränken, wel-
che wiederum keinen Zugang 

9	 Vgl. Publizistische Grundsätze der Polizei 
Baden-Württemberg, 2021, Richtlinie 2.1.
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haben. Inwiefern bei einer 
Umsetzung eine Abgrenzung 
zwischen seriösen Medien  
und selbsternannten Journa
listen sowie Bloggern vorge-
nommen werden kann, ist 
ebenfalls fraglich. Einer der 
Polizeibeamten sieht dagegen 
in der aktiven Verwendung des 
Twitterkanals eine Stärkung 
des Gleichbehandlungsgrund-
satzes für die Medienschaffen-
den. Hierdurch hat jeder, auch 
alle Medienschaffenden, ohne 
Zugangsbeschränkungen die 
Möglichkeit, zeitgleich zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt 
entsprechende Informationen 
zu erhalten, wodurch gewisser-
maßen der Druck der Medien-
häuser, selbst am schnellsten 
zu informieren, gemildert sein 
sollte. 

Als Paradebeispiel hat der Ein-
satz von Twitter während des 
Amoklaufs im Münchner Ein-
kaufszentrum verdeutlicht, 
dass auf diesem Weg innerhalb 

kürzester Zeit eine enorme 
Reichweite erzielt werden 
kann. Das liegt jedoch nicht 
allein daran, dass die Twitter-
kanäle eine große Anzahl an 
Followern haben, welche wie-
derum die Informationen über 
ihre eigenen Social-Media-Ka-
näle oder auf anderen Wegen 
verbreiten.10 Neben den vielen 
Privatpersonen befinden sich 
unter den rund 20 000 Follo-
wern11 der Polizei Mannheim 
auch einige Medienschaffende 
und Medienhäuser. Durch eine 
Streuung der getwitterten In-
formationen durch diese Medi-
en über ihre eigenen Verbrei-
tungsmöglichkeiten kann die 
Reichweite enorm erhöht wer-
den. Auch dieser Aspekt ver-
deutlicht, dass die Arbeit der 
Polizei mit Social Media un-
zweifelhaft auch als Pressear-
beit verstanden wird. Eine gro-
ße Reichweite ist besonders 
relevant, wenn es um Gefah-

10	Vgl. Schabacker, 2020, S. 152.
11	Stand: 1. Januar 2022.

ren geht, vor welchen die Bür-
gerinnen und Bürger gewarnt 
werden müssen. Über das so-
genannte „Modulare Warnsys-
tem“ in Verbindung mit der 
Warn-App „NINA“ soll die 
Bevölkerung lediglich bei he
rausragenden Gefahrenlagen 
informiert werden.12 Ist diese 
Schwelle noch nicht erreicht, 
ist es dennoch möglich und 
auch sinnvoll, entsprechende 
Warnungen über die sozialen 
Medien, insbesondere Twitter, 
zu veröffentlichen.13

Die interviewten Polizeibeam-
ten kritisierten, dass es für Ad-
hoc-Lagen noch keinen stan-
dardisierten Prozessablauf 
gäbe, welcher im Bereich der 
Social-Media-Arbeit einen Au-
tomatismus auslöst. Außer-

12	Vgl. Innenministerium Baden-Württem-
berg: Führungs- und Einsatzordnung zur 
Warnung der Bevölkerung bei heraus
ragenden polizeilichen Gefahrenlagen 
(FEA Warnung) vom 28. Juli 2017, Stuttgart, 
Az.: 3-14/107, [Internes Dokument], S. 7.

13	Vgl. FEA Warnung, S. 10.

dem wird mehr Auftragstaktik 
und ein größerer Vertrauens-
vorschuss gegenüber den 
Stabsstellen Öffentlichkeitsar-
beit gewünscht, um unabhän-
giger von der Einsatzleitung 
agieren zu können. Hierfür 
wäre es sinnvoll, sogenannte 
Planentscheidungen zu treffen 
und in Teilen Vorformulierun-
gen für Tweets in bestimmten 
Einsatzlagen zu entwickeln.14 
So könnten ohne Zeitdruck 
taktische und strategische 
Überlegungen in die Formu
lierungen einfließen und in ei-
ner tatsächlichen Einsatzlage 
einen noch größeren Mehr-
wert bieten.

IV.	 Ausblick

Nach Betrachtung dieser Un-
tersuchungsergebnisse stellt 
sich nicht mehr die Frage, ob 
eine aktive polizeiliche Nut-
zung der sozialen Medien in 

14	Vgl. Schabacker, 2020, S. 153.
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Ad-hoc-Lagen notwendig ist. 
Vielmehr bleibt zu hinterfra-
gen, in welcher Form sie ge-
nutzt werden sollten, um nicht 
in vermeidbare Konkurrenz mit 
Medienschaffenden zu treten 
sowie um eine harmonische 
Zusammenarbeit von Polizei 
und Presse noch zu verbessern.

Für die Klärung sollte eine 
verfassungsrechtliche Prüfung 
dahingehend nicht außer Acht 
gelassen werden, ob und unter 
welchen Bedingungen die Poli-
zei durch ihre Social-Media-Ar-
beit den gesetzlichen Auftrag 
der Presse beschneiden oder 
sogar zu einer Bedrohung für 
das traditionelle Pressewesen 
werden könnte. Das präventive 
Ergreifen von entsprechenden 
Maßnahmen könnte einer ne-
gativen Entwicklung dieserart 
entgegenwirken. Um einen 
Kompromiss zu dem von eini-
gen gewünschten exklusiven 

„Presse-Informationskanal“ zu 
schaffen, sollte den Medien-
schaffenden eine gewisse Vor-
laufzeit für ihre eigene Bericht-
erstattung eingeräumt werden, 
ehe die Informationen per Twit-
ter für die Allgemeinheit veröf-
fentlicht werden. Davon wäre 
jedoch abzuweichen, wenn 
durch einen Tweet ein polizei
licher Auftrag dringend erfüllt 
werden muss. Beispielsweise 
könnten unaufschiebbare Maß-
nahmen zur Gefahrenabwehr, 
taktische Überlegungen oder 
die Notwendigkeit von War-
nungen der Bevölkerung einer 
Vorlaufzeit für Medienschaffen-
de entgegenstehen. Ferner soll-
te den Medienschaffenden 
durch die Polizei deutlich ver-
mittelt werden, dass der Twit-
terkanal einer Polizeidienststel-
le ausdrücklich auch als Kanal 
der Pressearbeit betrachtet 
wird. So könnte die Anzahl de-
rer gemindert werden, welche 

das Twittern der Polizei als blo-
ße Kommunikation mit der Be-
völkerung interpretieren und 
sich dabei außen vor gelassen 
fühlen.

Um jedoch auch die Bürgerin-
nen und Bürger noch direkter 
und schneller erreichen zu 
können, sollte die polizeiliche 
Öffentlichkeitsarbeit über die 
Nutzung von Facebook und 
Twitter hinausgehen. Einer der 
Polizeibeamten war der Mei-
nung, man müsse sich an der 
Alltagskommunikation der Be-
völkerung orientieren und da-
her beispielsweise über den 
Einsatz von Messengerdiens-
ten wie Whatsapp nachden-
ken. Auch durch sogenanntes 
„Cell Broadcast“ könnten vor 
allem Warnungen schneller 
und gezielter an betroffene 
Personen gelangen. Diese Me-
thode wird seit der Flutkata
strophe im Juli 2021 diskutiert 

und soll zukünftig dafür sor-
gen, dass alle Mobilfunkgeräte, 
die in den Funkzellen innerhalb 
eines bestimmten Gebietes 
eingebucht sind, eine Warnung 
als Textnachricht erhalten kön-
nen.15 

Die Polizei muss sich in ihrer 
Öffentlichkeitsarbeit stetig den 
aktuellen Gegebenheiten an-
passen und nach Verbesserung 
streben. Dabei ist sie nicht nur 
in der Pflicht, die Bedürfnisse 
der Presse zu berücksichtigen, 
sondern auch auf eine harmo-
nische Zusammenarbeit mit 
den Medienschaffenden im Zu-
ständigkeitsbereich angewie-
sen.�

15	Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie: Cell Broadcast für die War-
nung der Bevölkerung kommt (2021, 18. 
August). Online im Internet: URL: https://
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Presse 
mitteilungen/2021/08/20210818-cell-
broadcast-fuer-warnung-der-bevoelke 
rung-kommt.html [Stand 1. Januar 2022].
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Rechtsprechungsübersicht Juni 2022*

Verfassungsrecht
	< BVerfG, Beschluss vom 

20. Januar 2022, 1 BvR 
1552/191

Thema: Erfolglose Verfassungs-
beschwerde gegen hessische 
Vorschriften zum verdeckten 
Zugriff auf informationstech
nische Systeme

Quelle: Pressemitteilung BVerfG

Mit Beschluss hat die 1. Kam-
mer des Ersten Senats des Bun-
desverfassungsgerichts eine 
Verfassungsbeschwerde nicht 
zur Entscheidung angenom-
men, die sich gegen zwei 
Ermächtigungen nach dem 
Hessischen Gesetz über die 
öffentliche Sicherheit und 
Ordnung (HSOG) zu verdeckten 
Zugriffen auf informations-
technische Systeme mit tech
nischen Mitteln richtete.

Die Beschwerdeführer rügen 
im Kern ein Regelungsdefizit 
für den behördlichen Umgang 
mit IT-Sicherheitslücken, die 
den Programmherstellern noch 
unbekannt sind (sogenannte 
Zero-Days) und die der Staat 
für Online-Durchsuchung und 
Quellen-Telekommunikations-
überwachung (Quellen-TKÜ) 
ausnutzen könnte. Die Ent-
scheidung der 1. Kammer 
schließt an die Entscheidung 
des Ersten Senats vom 8. Juni 
2021 – 1 BvR 2771/18 – zum 
Umgang der Polizeibehörden 
mit Sicherheitslücken in infor-
mationstechnischen Systemen 
an. Die Verfassungsbeschwer-
de ist unzulässig, weil die Mög-
lichkeit einer Verletzung der 
gesetzgeberischen Schutz-

*	 Die Rechtsprechungsübersicht erfolgt 
durch eine Auswahl des Schriftleiters die-
ses Fachteils hauptsächlich aus den veröf-
fentlichten Entscheidungen des gesichte-
ten vorangegangenen Monats. Es werden 
wahlweise offizielle Pressemitteilungen 
oder amtliche Leitsätze wiedergegeben, 
tragende Teile der Begründung zitiert oder 
selten vollständig abgedruckt. Darüber hi-
naus werden auch weitere einschlägig po-
lizeirelevante Entscheidungen aus frühe-
ren Jahren berücksichtigt, gerne auch auf 
Hinweise unserer Leserinnen und Leser.

pflicht nicht hinreichend 
dargelegt ist und sie den 
Anforderungen des Grund-
satzes der Subsidiarität im 
weiteren Sinne nicht ge-
nügt.

Sachverhalt: Die Be-
schwerdeführer wen-
den sich gegen zwei 
Bestimmungen des 
Hessischen Gesetzes 
über die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung. 
Der angegriffene § 15 b 
HSOG ermöglicht die 
heimliche Inhaltsüberwa-
chung von Telekommunikation 
durch Zugriff auf informations-
technische Systeme zu präven-
tiv-polizeilichen Zwecken 
(Quellen-TKÜ). Nach § 15 c 
HSOG ist zudem die Online-
Durchsuchung informations-
technischer Systeme zu prä-
ventiv-polizeilichen Zwecken 
unter bestimmten Voraus-
setzungen zulässig.

Die Beschwerdeführer rügen 
mit ihrer Verfassungsbe-
schwerde eine Verletzung ihres 
Grundrechts auf Gewährleis-
tung der Vertraulichkeit und 
Integrität informationstechni-
scher Systeme aus Art. 2 Abs. 1 
in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 
GG. Mit ihrem Vorbringen be-
mängeln sie im Schwerpunkt 
ein Regelungsdefizit für den 
behördlichen Umgang mit IT-
Sicherheitslücken. Der Staat 
habe ein Interesse insbesonde-
re an der Geheimhaltung der 
Zero-Day-Sicherheitslücken, 
um diese für Online-Durchsu-
chung und Quellen-TKÜ aus-
nutzen zu können. Es stelle 
eine Verletzung des Grund-
rechts auf Vertraulichkeit und 
Integrität informationstechni-
scher Systeme dar, dass die an-
gegriffenen Normen und ihr 
weiteres Normumfeld keine 
Vorgaben zum Umgang mit 
solchen Sicherheitslücken ent-
hielten. Weiterhin verletzten 

die angegriffenen Normen das 
Grundrecht in seiner Abwehr-
dimension, da der Gesetzgeber 
nicht sichergestellt habe, dass 
eine „Kompromittierung“ in-
formationstechnischer Syste-
me durch die Überwachungs-
software auf unvermeidbare 
und verhältnismäßige Beein-
trächtigungen begrenzt bleibe.

Wesentliche Erwägungen der 
Kammer: Die Verfassungsbe-
schwerde ist unzulässig.

I. Soweit die Beschwerdeführer 
unzureichende Vorgaben zum 
Umgang mit Sicherheitslücken 
rügen, sind eine Beschwerde-
befugnis und die Wahrung des 
Grundsatzes der Subsidiarität 
im weiteren Sinne nicht hinrei-
chend dargelegt. Im Falle der 
Behauptung einer gesetzgebe-
rischen Schutzpflichtverlet-
zung bestehen besondere Dar-

legungsanforderungen. Die 
Beschwerdeführer müssen die 

einschlägigen Regelungen 
des als unzureichend be-

anstandeten Norm-
komplexes jedenfalls 

in Grundzügen dar-
stellen und be-

gründen, warum 
sie vom Versa-
gen der gesetz-
geberischen 
Konzeption 

ausgehen. Die 
Verfassungsbe-

schwerde setzt 
sich mit dem beste-

henden gesetzlichen 
Regelungskonzept und 

seinen Defiziten in 
Hinblick auf die Erfül-
lung einer solchen 
Schutzpflicht jedoch 
kaum auseinander. 

Die Beschwerdefüh-
rer gehen auch nicht 

auf Möglichkeiten ein, 
die angegriffenen oder 

weitere Normen so auszule-
gen, dass sie zur Erfüllung der 
Schutzpflicht beitragen könn-
ten. Zudem legen sie auch 
nicht hinreichend dar, warum 
die Erhebung einer verwal-
tungsgerichtlichen Feststel-
lungs- oder Unterlassungs
klage trotz der bestehenden 
Fragen zur Auslegung des ein-
fachen Rechts nicht möglich 
oder nicht erforderlich gewe-
sen sein sollte.

II. Soweit die Beschwerdefüh-
rer rügen, dass die angegriffe-
nen Regelungen keine Vorga-
ben für die Beschaffenheit, 
Funktionalität und Anwen-
dungskontrolle der Überwa-
chungssoftware enthalten, 
genügt die Verfassungsbe-
schwerde ebenfalls nicht den 
Begründungsanforderungen. 
Insbesondere fehlt eine hinrei-
chende Auseinandersetzung 
mit fachrechtlichen Normen 
des nationalen Rechts und des 
Unionsrechts.�
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BEAMTENRECHT

Polizeizulage beim Bund

Wiederherstellung der Ruhegehaltfähigkeit 
Die sogenannte Polizeizulage für Beamtinnen und Beamte bei Bundespolizei und Zoll sowie 
 Soldatinnen und Soldaten mit vollzugspolizeilichen Aufgaben im Bundesdienst soll wieder 
 ruhegehaltfähig sein. Das Bundesinnenministerium des Innern und für Heimat (BMI) hat  
Ende April 2022 einen entsprechenden Gesetzentwurf vorgelegt.

B eamtinnen und Beamte und Soldatinnen und Soldaten 
mit vollzugspolizeilichen Aufgaben im Bundesdienst 
 erhalten eine nicht ruhegehaltfähige Stellenzulage, 
 welche verkürzt auch als Polizeizulage bezeichnet wird. 

Zollbeamtinnen und ­beamte mit vollzugspolizeilicher Aufgaben­
wahrnehmung erhalten ebenfalls die Polizeizulage. Gemäß der 
Festlegung des Koalitionsvertrages von SPD/Grünen/FDP soll die 
sogenannte Polizeizulage beim Bund künftig wieder ruhegehalt­
fähig sein. Den diesbezüglichen Gesetzentwurf hat nunmehr das 
BMI am 25. April im Rahmen der gewerkschaftlichen Beteiligung 
zur Stellungnahme vorgelegt.

Hintergrund

Die im Zeitraum von 1990 bis 
1998 bestehende Ruhegehalt­
fähigkeit der Polizeizulage war – 
wie die Ruhegehaltfähigkeit fast 
aller anderen besonderen Stellen­
zulagen – noch unter Geltung des 
bundeseinheitlichen Rechts ab 
dem Jahr 1999, allerdings mit 
Übergangsregelungen bis 2007 
(ab BesGr A 10) beziehungsweise 
bis Ende 2010 (bis BesGr A 9), ab­
geschafft worden.

Nach der Föderalismusreform  
des Jahres 2006 wurde in Bayern 
das Auslaufen der Ruhegehalt­
fähigkeit der wesentlichen Stel­
lenzulagen aufgehoben und die 
Polizeizulage als Bestandteil des 
Katalogs der „Zulagen für beson­
dere Berufsgruppen“ weiterhin 
ruhegehaltfähig belassen. In den 
Jahren 2016 beziehungsweise 
2018 wurden in den Ländern 
Nordrhein­Westfalen und Sachsen die Ruhegehaltfähigkeit der 
Polizeizulage und der anderen wesentlichen Stellenzulagen (Feu­
erwehr­Einsatzdienst, Justiz vollzug, Steuerprüfung­Außendienst, 
Verfassungsschutz) wiederhergestellt.

Inhalt des Gesetzentwurfs

Der Gesetzentwurf sieht vor, die Ruhegehaltfähigkeit der Polizei­
zulage im Bundesdienst ab Inkrafttreten des Gesetzes wiederher­
zustellen. Hierfür soll, wie bereits nach früherer Rechtslage, eine 

insgesamt zehnjährige zulagenberechtigte Verwendung erforder­
lich sein; ein Bezug der Polizeizulage unmittelbar vor Ruhestands­
eintritt ist dagegen nicht Voraussetzung. Eine bereits zweijährige 
zulagenberechtigte Verwendung soll allerdings dann ausreichend 
sein, wenn ein Ruhestandseintritt aufgrund eines Dienstunfalls 
erfolgte oder eine amtsärztlich festgestellte besondere Polizei­
dienstunfähigkeit einen Laufbahnwechsel zur Folge hatte.

Die Begünstigung soll auch gelten für im Ruhestand befindliche 
Beamtinnen und Beamte sowie für Soldatinnen und Soldaten, 

welche bereits vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die damaligen 
Anspruchsvoraussetzungen er­
füllt haben und bei denen die 
 Polizeizulage aufgrund der Ab­
schaffung seit 1999 bisher nicht 
ruhegehaltfähig war. Eine Nach­
zahlung für zurückliegende Zeit­
räume ist dagegen nicht vorge­
sehen.

Positionierung des dbb

Der dbb begrüßt den Gesetzent­
wurf grundsätzlich als Umset­
zung seiner langjährigen und 
 wiederholten Beschlusslage, die 
in Stellungnahmen zu zahlreichen 
Gesetzentwürfen vorgebracht 
wurde.

Als wesentlicher Kritikpunkt wur­
de eingewandt, dass eine alleinige 
Ruhegehaltfähigkeit der Polizei­
zulage unter Auslassung der an­
deren Berufsgruppen mit einer 
besonderen Stellenzulage unter 
Gerechtigkeitserwägungen nicht 

nachvollziehbar sei; stattdessen müssten die Länder Bayern, 
Nordrhein­Westfalen und Sachsen als Vorbild herangezogen 
 werden und eine Gleichbehandlung  erfolgen.

Ein weiteres Regelungsdetail des Gesetzentwurfs, welches die 
Höhe der Ruhegehaltfähigkeit der Polizeizulage jeweils mit dem 
Betrag zum Zeitpunkt des Ruhestandseintritts festlegt, traf beim 
dbb auf Widerspruch. Gefordert wurde, den Betrag laufend in 
seiner aktuellen Höhe zu berücksichtigen und zudem zukünftig 
regelmäßig zu dynamisieren.  wa

Ein Regelungsdetail des Gesetzent-
wurfs, welches die Höhe der Ruhege-

haltfähigkeit der Polizeizulage jeweils 
mit dem Betrag zum Zeitpunkt des 

Ruhestandseintritts festlegt, traf beim 
dbb auf Widerspruch. 

© Bundespolizei © Zoll
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BLICKPUNKT

Zensus 2022

Grundlage für  
demokratische Prozesse

Die Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder legen beim Zensus 
 besonderen Wert auf Sicherheits-

vorkehrungen, die den Schutz aller 
Daten garantieren.

© Statistische Ämter des Bundes und der Länder

Nach pandemiebedingter Verschiebung um  
ein Jahr findet 2022 in Deutschland wieder eine 
 große Bevölkerungszählung, der sogenannte 
Zensus, statt. Katja Wilken, Gesamtprojektlei-
terin des Zensus 2022 beim Statistischen Bun-
desamt Destatis, erklärt, welchen Nutzen die 
Zensusergebnisse für die Politik in Deutsch-
land haben und mit welchen statistischen 
Methoden der Zensus schon in naher 
 Zukunft erhoben werden wird.

W as ist das Ziel des Zensus?

Die Ergebnisse des Zensus sind eine extrem 
wichtige Planungs­ und Entscheidungsbasis für 
sehr viele Bereiche wie Politik, Verwaltung und 

Wirtschaft. Sie liefern Informationen zur genauen Größe der 
 Bevölkerung, den Lebensverhält­
nissen der Einwohnerinnen und 
Einwohner sowie zu dem Gebäu­
de­ und Wohnungsbestand in 
Deutschland, in den Bundeslän­
dern, aber auch in tiefer regio­
naler Gliederung für einzelne 
 Gemeinden. So lassen sich bei­
spielsweise Angaben zum Alter 
der Bevölkerung, der Größe von 
Familien, den Wohnverhältnissen der Haushalte bis hin zu Miete 
und Informationen über den Wohnungsleerstand für über 
11 000 Gemeinden abrufen.

Damit ermöglicht der Zensus auf der Basis von präzisen Daten 
gesellschaftliche Planungsprozesse bei Bund, Ländern und Ge­
meinden – zum Beispiel für die Entwicklung von Infrastruktur. 
Der Bau von Schulen und Kindertagesstätten kann damit viel 
besser geplant werden. Nicht zuletzt liefert der Zensus wichtige 
Daten für die Wissenschaft und wird auch für viele amtliche Sta­
tistiken als Basis benötigt.

Warum ist der Zensus für die Politik wichtig?

Damit Politik und Verwaltung in die Zukunft planen können, sind 
verlässliche Kennzahlen zu Gebäuden und Wohnungen, Haushal­
ten und Familien sowie zum Arbeitsmarkt und zur Bildung im­
mens wichtig. Um diese zuverlässigen Basiszahlen zu haben, ist 

insbesondere eine regelmäßige Be­
standsaufnahme der Bevölkerungs­
zahl notwendig.

Schließlich ist die amtliche Bevölke­
rungszahl eine wichtige Grundlage 
für zahlreiche rechtliche Regelun­
gen und demokratische Prozesse. 
Darauf basieren beispielsweise die 
Einteilung und Anpassung der 

Wahlkreise Deutschlands. Auch die Stimmenverteilung der ein­
zelnen Bundesländer im Bundesrat wird anhand der vom Zensus 
erhobenen Daten bestimmt. Außerdem hat der Zensus ganz kon­
krete finanzielle Auswirkungen: der bundesweite Länderfinanz­
ausgleich sowie der kommunale Finanzausgleich und auch die 
Fördergelder der Europäischen Union (EU) werden unter anderem 
auf seiner Basis berechnet. All diese Geldflüsse orientieren sich 
an Bevölkerungszahlen und werden pro Kopf berechnet. Ohne 
den Zensus wären diese Zahlen von groben Schätzungen abhän­
gig und die Politik wäre oftmals zu Spekulationen gezwungen. 
Das gilt es zu vermeiden. Deshalb ist der Zensus unverzichtbar.
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Enthält der Zensus darüber hinaus noch wichtige 
 Informationen für die Politik?

Insbesondere die regional unterschiedlichen Wohn­ und Woh­
nungssituationen können anhand der Daten wie durchschnittli­
che Wohnraumgröße, Leerstand oder Eigentümerquote sehr gut 
ausgewertet und zur Planung von Land­ und Stadtentwicklung 
genutzt werden. Die Ergebnisse können Aussagen für jede Ge­
meinde und auch kleinräumig unterhalb der Gemeindeebene zur 
Verteilung von Ein­ und Mehrfamilienhäusern, großen und klei­
nen Wohnungen sowie nicht zuletzt, und erstmals beim Zensus 
2022, der Nettokaltmiete machen. Darüber hinaus zeigen die Er­
gebnisse zum Leerstand detailliert auf, wie lange ein Leerstand 
andauert und welche Gründe insbesondere für längeren Leer­
stand vorliegen. Kenntnis darüber ist, insbesondere vor dem Hin­
tergrund des aktuellen Wohnungsmangels, in vielen Großstädten 
besonders relevant, um aktuelle wohnungspolitische Problem­
stellungen bearbeiten zu können.

Der Zensus kann aber auch bei anderen ganz praktischen Fragen 
zurate gezogen werden: Zum Beispiel wurde in der Vergangen­
heit die Diskussion um Abstandsregeln von Windrädern zu 
Wohnhäusern in verschiedenen Bundesländern anhand der  
vom Zensus erhobenen Daten geführt.

Wie viele Erwerbstätige gibt es? Wo werden in den kommenden 
Jahren wie viele Kinder eingeschult? Wie viele Gebäude und 
Wohnungen sind in Deutschland vorhanden? All das und vieles 
mehr kann mithilfe der Zensusergebnisse beantwortet werden. 
Die Ergebnisse werden von den politischen Entscheidungsträge­
rinnen und Entscheidungsträgern in Bund, Ländern und Gemein­
den, aber auch in der EU genutzt. Sie liefern ein präzises Lagebild 
und helfen, die Auswirkungen von ganz unterschiedlichen Ent­
scheidungen deutschlandweit abzuschätzen.

Datenschutz ist dabei ja ein wichtiges Thema. Wie sicher ist 
der Zensus?

Die amtliche Statistik lebt vom Vertrauen und von der Akzeptanz 
der Bevölkerung. Daher legen wir, die Statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder, beim Zensus besonderen Wert auf Si­
cherheitsvorkehrungen, die den Schutz aller Daten garantieren. 
So werden von Anfang an maximale Datenschutzstandards mit­
gedacht, zum Beispiel über strenge Zugriffsbeschränkungen und 
moderne Verschlüsselungstechniken. Die Verfahren technischer 
und organisatorischer Art zum Schutz der Daten werden zudem 
regelmäßig evaluiert und entsprechen den neuesten technischen 
Sicherheits standards.

Außerdem werden die Daten nur anonymisiert ausgewertet, per­
sonenbezogene Daten so früh wie möglich gelöscht. Beim Zensus 
geht es ja sowieso nicht darum, etwas über die individuellen Le­

bensverhältnisse oder Einstellungen der Einwohnerinnen und Ein­
wohner zu erfahren. Statistik bedeutet eben nicht, dass der Einzel­
fall dargestellt wird. Vielmehr werden die Daten verallgemeinert, 
Summen gebildet und Durchschnitte berechnet, sodass Entschei­
dungsträgerinnen und ­träger eine verlässliche Grundlage erhalten.

Wie sieht die Zukunft des Zensus aus?

Aus dem Zensus wird der Registerzensus. Die Methodik wird 
 weiter optimiert. Bis 2031 werden wir Schritt für Schritt auf ein 
rein registerbasiertes Verfahren um stellen, bei dem keine zusätz­
lichen Befragungen mehr nötig sind. Geokodierte Bevölkerungs­
zahlen sollen der EU erstmals bereits zum Stichtag 31. Dezember 
2024 bereitgestellt werden. Hier müssen wir zuverlässig die Lie­
ferpflichten Deutschlands erfüllen.

Indem wir zukünftig Datenübermittlungen aus Verwaltungs­
registern den Vorzug geben, kommen wir auch dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts von 2018 nach. Für den Zensus 2022 
müssen noch mehr als zehn Millionen Bürgerinnen und Bürger 
sowie 23 Millionen Immobilieneigentümerinnen und ­eigentü­
mer befragt werden. Sie alle wird der Registerzensus spürbar ent­
lasten. Unsere Online­Fragebogen sind zwar sehr nutzerfreund­
lich, aber Informationen, die Bürgerinnen und Bürger bereits der 
Verwaltung geliefert haben, sollen künftig nicht erneut erfragt 
werden. Der Registerzensus setzt damit konsequent das Once­
Only­Prinzip um, wie es der Koalitionsvertrag der Bundesregie­
rung zum Bürokratieabbau fordert. ■

Die statistische Erhebung „Zensus 2022“ ermittelt, wie viele Menschen in 
Deutschland leben, wie sie wohnen und arbeiten. Diese Bevölkerungs­ und 
Wohnungszahlen nutzen Bund, Länder und Gemeinden als verlässliche 
Basiszahlen für ihre Planungen. Der größte Teil der Daten wird aus Verwal­
tungsregistern herangezogen, sodass die Bevölkerung – mit Ausnahme einer 
Stichprobe zur Verbesserung der Datenbasis – keine direkte Auskunft mehr 
geben muss. Kombiniert wird diese registergestützte Bevölkerungszählung 
mit einer Gebäude­ und Wohnungszählung. Mit dem Zensus 2022 nimmt 
Deutschland an einer EU­weiten Zensusrunde teil, die seit 2011 alle zehn 
Jahre stattfinden soll.

Weitere Informationen: 
www.zensus2022.de

Zensus 2022

Katja Wilken  
ist Gesamtpro-
jektleiterin des 
Zensus 2022.

Statistik bedeutet eben nicht, dass der Einzelfall dargestellt 
wird. Vielmehr werden die Daten verallgemeinert, 

 Summen gebildet und Durchschnitte berechnet, sodass 
 Entscheidungsträgerinnen und -träger eine verlässliche 

Grundlage erhalten.

© Destatis
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... Dominik Reintjes ist 
Redakteur im Ressort 
„Erfolg“ der Wirt-
schaftsWoche.

Der Autor ...

Fachkräftemangel

Höchste Zeit für Experimente!

Neue Kollegen müssen auf neuen Kanälen 
mit neuen Inhalten erreicht werden.  

Denn von allein kommen sie nicht mehr. 

Der Fachkräftemangel setzt Wirtschaft und öffentlichem Dienst zu. Und es wird noch schlimmer: 
Der Arbeitsmarkt leert sich in den nächsten Jahren aufgrund der Demografie zusehends. Wer 
künftig noch gute Mitarbeiter finden will, muss endlich auf unkonventionelle Methoden setzen.

G ibt es ihn oder gibt es ihn nicht? Jahrelang war der 
Fachkräftemangel nicht mehr als ein Phänomen, über 
das Unternehmen und Staat klagten. Manche Beob-
achter taten ihn gar als „Mythos“ ab. Dabei lässt sich 

der Fachkräftemangel längst quantifizieren – und ist doch weit 
mehr als eine Zahl in Statistiken. Die erfolglose Suche nach neuen 
Kolleginnen und Kollegen avanciert zur Bedrohung für das ge-
samte Land. Längst ächzen Unternehmen und Schulen, Pflege
einrichtungen und Krankenhäuser unter ihr. 

Erst Mitte Mai warnte das Kompetenzzentrum Fachkräftesiche-
rung des arbeitgebernahen Instituts der deutschen Wirtschaft: 
Für 558 000 offene Stellen gebe es keine qualifizierten Arbeits
losen. Der coronabedingte Knick in der Arbeitsmarktstatistik ist 
längst Geschichte, der Krieg in der Ukraine kann dem Arbeits-
markt nichts anhaben. Wenn sich die Babyboomer aus den gebur-
tenstarken Jahrgängen der Sechziger in den kommenden Jahren in 
großen Scharen in Rente oder Pension verabschieden, wird es auf 
dem Arbeitsmarkt noch leerer.

Und doch werben etliche Ar-
beitgeber auf dieselbe uninspi-
rierte Weise um Personal wie in 
den Jahren zuvor. In den immer 
gleichen, stichpunktartigen Annoncen heißt es: „Was Sie mitbrin-
gen“, „Das sind Ihre Aufgaben“ und „Das bieten wir Ihnen“. Krea-
tivität? Fehlanzeige. Stattdessen wird abgewartet. Die Bewerber? 
Werden schon kommen. Alles läuft nach Schema F. 

Die Warterei muss jetzt ein Ende haben. Neue Kollegen müssen 
auf neuen Kanälen mit neuen Inhalten erreicht werden. Denn 
von allein kommen sie nicht mehr. Die Nachricht ist auch für den 
öffentlichen Dient nicht neu: Schon 2018 prognostizierte die Be-
ratung PWC, dass im öffentlichen Sektor im Jahr 2030 816 000 
Fachkräfte fehlen werden – viel mehr als im Gesundheitswesen 
oder der Industrie. 

Dabei braucht es nicht mal großangelegte Kampagnen oder Un-
mengen an Budget, um Bewerber zu finden: Die Karriereplatt-

form LinkedIn zählt in der Wirtschaft längst zu den wichtigsten 
Rekrutierungsmaschinerien. Hier erreichen die Firmen mögliche 
Bewerber mit regelmäßigen Beiträgen, gewähren Einblicke hin- 
ter die Firmentür, veröffentlichen Stellenanzeigen und schreiben 
Talente per Direktnachricht an. Die neuen Kollegen können sich 
mit ihrem Profil innerhalb weniger Minuten – manchmal sogar 
Sekunden – bewerben. Erste Firmen experimentieren sogar er-
folgreich mit dem Recruiting auf der Videoplattform TikTok und 
stellen in kurzen, mit Musik untermalten Videos den Joballtag  
im Unternehmen vor. Es ist unerklärlich, warum der öffentliche 
Dienst dieses Potenzial außer Acht lässt. Not macht doch be-
kanntlich erfinderisch.

Immerhin fänden sich auf Plattformen wie LinkedIn auch die 
besonders begehrten Mitarbeiter, die die öffentliche Hand an
gesichts der desaströsen und häufig kritisierten Digitalisierung 
der Verwaltung mehr als dringend benötigt: ITler.

Nur einige wenige öffent- 
liche Einrichtungen gehen auf 
LinkedIn vorweg. Die Städte 
Köln und München sowie die 
Berufsfeuerwehr der bayeri-
schen Landeshauptstadt bespie-

len ihre Kanäle mit Beiträgen zur Karriere im eigenen Haus. Auch 
das Bundesverwaltungsamt tut das. Aber die Versuche sind noch 
allzu zaghaft und rar. Diverse staatliche Einrichtungen haben zwar 
Profile auf LinkedIn. Der Bundeswehr folgen immerhin mehr als 
16 000 Nutzer. Klickt man dann allerdings auf die Übersicht der 
bisher geposteten Beiträge, finden sich: keine. So lässt sich das 
verstaubte Image des Arbeitgebers Staat sicher nicht aufpolieren.

Die Zeit, dass Bewerber auf Arbeitge-
ber zugehen, ist vorbei. Heute ist das 
im vielzitierten „War for Talents“ an-
dersherum. Das müssen einige Perso-
nalabteilungen dringend begreifen. 

� Dominik Reintjes 

MEINUNG
Modelfoto: Volodymyr Shtun/Colourbox.de
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Hauptversammlung der dbb bundesseniorenvertretung

60 Anträge für den dbb Gewerkschaftstag

Die Hauptversammlung der dbb bundessenioren-
vertretung hat am 26. April 2022 in Berlin die Wei-
chen für die künftige seniorenpolitische Agenda 
des dbb gestellt. Die dbb Senioren werden sich mit 
mehr als 60 Anträgen an den dbb Gewerkschafts-
tag wenden, der Ende November 2022 stattfindet.

E inen erheblichen Teil der Tagung füllte die rege Diskus
sion um die rund 160 Antragsvorschläge aus den dbb 
Landesseniorenvertretungen und den Seniorenorganisa-
tionen der Fachgewerkschaften. „Die konstruktive und 

detaillierte Diskussion dokumentiert das große Interesse der älte-
ren Generation, sich aktiv und kritisch in die Politik einzumischen  
und die Gesellschaft zu gestalten“, freute sich der Vorsitzende  
der dbb bundesseniorenvertretung, Horst Günther Klitzing. In 
diesem Zusammenhang streben die dbb Senioren auch einen 
beratenden Sitz in der Bundesleitung des dbb an.

Neben originären Forderungen, wie denen nach einer flexiblen Ge-
staltung des Eintritts in den Ruhestand, nach monetären Verbesse-
rungen in der Rente und nach dem Erhalt des Niveaus in der Beam-
tenversorgung, versteht sich die dbb bundesseniorenvertretung auch 
als gesellschaftspolitische Kraft. „Dass wir für ein Pflegepersonen-
geld als Pendant zum Elterngeld und die Verbesserung der Anerken-
nung von Pflegezeiten pflegender Angehöriger in Rente und Pensi-
on eintreten, spiegelt dieses Selbstverständnis wider“, so Klitzing.

„Eine wichtige Säule unseres Pflegesystems sind die pflegenden 
Angehörigen, deren Leistung für Familie und Gesellschaft ebenso 
hoch bewertet werden muss wie die Kindererziehung. Und den-
noch macht Pflege arm. Finanzielle, personelle und organisatori-
sche Verbesserungen in der Pflege sind daher unabdingbar“, un-
terstrich Klitzing weiter. Dafür seien keine zinslosen Darlehen für 
pflegende Angehörige sinnvoll, sondern ein steuerfinanziertes 
Pflegepersonengeld. „Die Entscheidung für Kinder treffen wir 
selbst. Auf die Pflegebedürftigkeit von Angehörigen haben wir 
dagegen keinen Einfluss.“

Der dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach betonte in seinem 
Grußwort die Wertschätzung des dbb für die Arbeit der Senio-
rinnen und Senioren. Auch hob er hervor, dass seniorenpoliti-
sche Belange im dbb immer mitgedacht werden. Das zeige sich 
unter anderem in zahlreichen gemeinsamen politischen Vorstö-
ßen. Zuletzt hatten dbb und dbb Senioren die Bundesregierung 
aufgefordert, Ruheständler ins Energieentlastungspaket auf
zunehmen. � ■

© Jan Brenner (2)
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INTERVIEW

Joachim Herrmann, Vorsitzender der Innenministerkonferenz (IMK)

Die Anzahl, Komplexität und Professionalität  
von Cyberangriffen nimmt stetig zu

B erichte über Cyberangriffe gibt es immer wieder. 
 Zuletzt macht ein mutmaßlicher Angriff auf die 
Fernwartung von Windkraftanlagen Schlagzeilen. 
Eine These lautete, dass russische Hacker im Zusam-

menhang mit dem Ukraine-Krieg die Energieversorgung tref-
fen wollten. Wie ist es Ihrer Ansicht nach um die IT-Sicherheit 
in Deutschland heute insgesamt bestellt?

Wir haben bereits umfangreiche Netzwerke aus Politik, Wirt­
schaft, Forschung und Wissenschaft zur Stärkung der Cyber­
sicherheit entwickelt. Dennoch sind wir nicht unverwundbar. 
 Cyberangriffe auf Behörden sowie auf Unternehmen und Einrich­
tungen in Deutschland sind weiterhin zu befürchten. Das gilt der­
zeit gerade auch angesichts des Ukraine­Kriegs. Daher sind alle 
Unternehmen und Einrichtungen aufgerufen, die Sicherheitsvor­
kehrungen genau auf den Prüfstand zu stellen und bei Bedarf zu 
verstärken. 

Unser Cyber­Allianz­Zentrum Bayern, das beim Bayerischen 
 Landesamt für Verfassungsschutz angesiedelt ist, hat sein Prä­
ven tionsangebot ausgebaut. Es versendet fortlaufend Warn­
meldungen an gefährdete Unternehmen. Alle bayerischen Be­
hörden mit Cybersicherheitsaufgaben, dazu gehören unter 
anderem auch die Zentrale Ansprechstelle Cybercrime und das 
Landesamt für Sicherheit in der Informationstechnik, bündeln 
ihre Kompetenzen in der 2020 geschaffenen „Cyberabwehr Bay­
ern“, einer behördeninternen Informations­ und Kooperations­
plattform. Dort findet ein regelmäßiger Lageaustausch statt. 
Bayernweit sind auch die sogenannten „Quick­Reaction­Teams“ 
der Bayerischen Polizei rund um die Uhr einsatzbereit. Die spezi­
alisierten IT­Ermittler und IT­forensischen Spurensicherer wer­
den beispielsweise bei schwerwiegenden Cyberangriffen direkt 
vor Ort eingesetzt. 

Gerade bei herausragenden Fällen von Cybercrime ist es wichtig, 
schnellstmöglich vor Ort digitale Spuren zu sichern. Daher haben 
wir diese Spezialisteneinheiten in jedem Präsidium der Bayeri­
schen Landespolizei und beim Bayerischen Landeskriminalamt 
eingerichtet. Wichtig ist: Stillstand bedeutet in der Cybersicher­
heit einen Rückschritt. Wir müssen deshalb immer am Ball blei­
ben und unsere Cybersicherheitsmaßnahmen ständig fortent­
wickeln. Und aktuell wegen etwaiger Cyberangriffe aus Russland 
besonders wachsam sein.

Private Unternehmen sind relativ häufig von Angriffen 
 betroffen, vermutlich gibt es sogar eine hohe Dunkelziffer. 
Aber auch staatliche Stellen werden immer wieder atta-
ckiert, letztes Jahr wurde etwa die gesamte IT-Infrastruktur 
des Landkreises Anhalt-Bitterfeld lahmgelegt. Warum sind 
öffentliche Einrichtungen für Cyberkriminelle überhaupt 
 interessant?

Stillstand bedeutet in der 
 Cybersicherheit einen Rückschritt. 

Wir müssen deshalb immer  
am Ball bleiben und unsere 

 Cybersicherheitsmaßnahmen  
 ständig fortentwickeln.

Joachim Herrmann ist Bayerischer Staatsminister des Innern, für Sport 
und Integration. Im Januar 2022 übernahm er turnusgemäß den Vorsitz 
der Innenministerkonferenz (IMK).

www.fuchs­foto.de
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Die Fallzahlen im Bereich Cybercrime sind in den vergangenen 
Jahren allgemein gestiegen. Die Sicherheitsbehörden beobach­
ten, dass neben der Anzahl auch Komplexität und Professionali­
tät von Cyberangriffen stetig zunehmen. Einhergehend mit der 
beschleunigten Digitalisierung von Verwaltungsleistungen und 
der sprunghaft angestiegenen Nutzung von Homeoffice­Lösun­
gen im Zuge der Coronapandemie haben sich auch die Angriffs­
flächen bei kommunaler IT signifikant erhöht. 

Ob es sich bei den bekannt gewordenen Fällen erfolgreicher 
 Cyberangriffe um gezielte Attacken gehandelt hat oder ob diese 
Opfer einer unspezifischen, aber 
breit gestreuten Malware­Kam­
pagne geworden sind, lässt sich 
nicht immer zweifelsfrei klären. 
Gleiches gilt für die Motive von 
Cyberkriminellen, die in der Regel 
monetärer Natur sind oder auf 
das Erbeuten personenbezogener 
Daten abzielen. Als Vorsitzender 
der Innenministerkonferenz ist 
mir wichtig, dass wir dieser 
 Entwicklung nicht tatenlos zu­
schauen. Ergänzend zu den Maß­
nahmen der Länder hat die Innen­
ministerkonferenz deshalb eine 
 Expertengruppe damit beauf­
tragt, gemeinsam mit den kom­
munalen Spitzenverbänden ein 
Konzept zur Herstellung und Aufrechterhaltung eines angemes­
senen Sicherheitsniveaus bei den Kommunen zu erarbeiten.

Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik hat 
gerade in Sachsen mit einer „Roadshow Kommunen“ begonnen, 
um für die Bedrohungslage zu sensibilisieren und konkrete 
Handlungsempfehlungen zu geben. Abgesehen von so einem 
Informationsaustausch: Wie können Bund, Länder und Kom-
munen ihre Zusammenarbeit bei der IT-Sicherheit verbessern?

Eine wichtige Rolle bei der grundsätzlichen Zusammenarbeit und 
Koordinierung von Bund und Ländern hat die Innenministerkon­
ferenz. Das gilt insbesondere auch für die Cybersicherheit. Wie 
mir auch unsere Fachleute bestätigen, entwickelt sich die Bund­
Länder­Zusammenarbeit hier sehr positiv. Für die operative Ar­
beit entscheidend sind neben einem engen Informationsaus­
tausch gute Spezialisten. 

Bayern hat daher 2017 ein eigenes Landesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik errichtet. Im Fokus steht dabei nicht nur 
der bessere Schutz der IT­Systeme des Freistaats, sondern auch 
der Aufbau einer Fachbehörde für IT­Sicherheit, um insbesondere 
Kommunen und Betreiber kritischer Infrastrukturen fachkundig 
zu beraten und zu unterstützen. Kommunen in Bayern können 
dadurch auf ein breit gefächertes Angebot zurückgreifen, das bis 
hin zu einer individuellen Fachberatung und Unterstützung bei 
konkreten Vorfällen reicht. Andere Länder ziehen hier bereits 
nach, was sehr zu begrüßen ist. 

Für die besten Sicherheitsstandards braucht man die besten 
Leute. Gerade im IT-Bereich ist die Konkurrenz um qualifi-

zierte Beschäftigte aber enorm, oft hat der Staat gegenüber 
der besser zahlenden Privatwirtschaft das Nachsehen.  
Was muss sich ändern, damit gerade auch auf kommunaler 
Ebene in der Fläche genug Spezialisten gewonnen werden 
können?

Der Fachkräftemangel im IT­Sektor betrifft Wirtschaft und Ver­
waltung gleichermaßen. Einerseits müssen wir geeignete Maß­
nahmen ergreifen, damit die IT­Studiengänge an den Hochschu­
len und Universitäten mehr Absolventinnen und Absolventen 
hervorbringen. Andererseits müssen wir aber auch die Attrakti­

vität des öffentlichen Dienstes als 
Arbeitgeber durch adäquate Be­
zahlung, flexible Gestaltung des 
Arbeitsumfelds und transparente 
Entwicklungsmöglichkeiten wei­
ter steigern. 

Zusätzlich müssen wir prüfen, in­
wiefern die eigenen Ausbildungs­
offensiven und Fachstudiengänge, 
die IT­Fachkräfte an den öffentli­
chen Dienst binden, weiter ausge­
baut werden sollen. Dabei dürfen 
wir aber auch nicht vergessen: 
Nicht jede Kommune braucht 
Dutzende IT­Spitzenabsolventen. 
Daher haben wir in Bayern ein ei­
genes Landesamt für Sicherheit in 

der Informationstechnik ins Leben gerufen, das den Kommunen 
mit Rat und Tat zur Seite steht. 

Auch auf europäischer Ebene gewinnt das Thema IT-Sicher-
heit an Bedeutung. Die Innenministerkonferenz hat bei ihrer 
Sondersitzung Ende März in Brüssel beschlossen, sich bei der 
anstehenden Umsetzung der Richtlinie über Maßnahmen für 
ein hohes gemeinsames Cybersicherheitsniveau in der Union 
(NIS-2-Richtlinie) eng abzustimmen. Wie geht es hier konkret 
weiter?

In den laufenden Trilogverhandlungen auf EU­Ebene zwischen 
Kommission, Rat und Parlament werden derzeit noch offene 
 Detailfragen abgestimmt. Nach dem Vorschlag der Europäischen 
Kommission vom Dezember 2020 soll künftig der Fokus weniger 
auf dem Schutz bestimmter kritischer Infrastrukturen (KRITIS) 
 liegen. Vielmehr soll die Widerstandsfähigkeit von allen Einrich­
tungen gestärkt werden, die für die Aufrechterhaltung lebens­
wichtiger gesellschaftlicher Funktionen und wirtschaftlicher 
 Aktivitäten unerlässlich sind. 

Der Vorschlag sieht zudem eine Ausweitung des Anwendungs­
bereichs von Energie und Verkehr auf weitere kritische Sektoren 
vor. Diesen Paradigmenwechsel begrüße ich sehr. Denn die  
NIS­2­Richtlinie ist ein wichtiger Schritt für mehr Cybersicherheit 
und bietet eine zeitgemäße Strategie für einen effektiven Schutz 
kritischer Infrastrukturen in Bayern, Deutschland und Europa. 
Das verbessert nicht nur die Ausfallsicherheit entsprechender 
Einrichtungen, sondern auch die generelle Widerstandskraft 
 unserer modernen Gesellschaft gegenüber Krisen und Kata­
strophen.  ■

Wir müssen prüfen, inwiefern die 
 eigenen Ausbildungsoffensiven und 
Fachstudiengänge, die IT-Fachkräfte 
an den öffentlichen Dienst binden, 

weiter ausgebaut werden sollen. 
Dabei dürfen wir aber auch nicht ver-
gessen: Nicht jede Kommune braucht 

Dutzende IT-Spitzenabsolventen.
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Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI)

„Bleiben Sie ruhig, bleiben Sie wachsam!“

Nachts um drei Uhr nimmt das Unheil seinen Lauf. Im Uniklinikum Düsseldorf fallen am 10. Sep-
tember 2020 etwa 30 Server aus. Die IT des Großversorgers, Forschungs- und Lehrkrankenhauses 
bricht zusammen, weite Teile des medizinischen Betriebs gehen in die Knie. Die Klinik muss sich 
von der allgemeinen Notfallversorgung abmelden. Eine 78-jährige Patientin stirbt im Rettungs-
wagen, der das UDK nicht anfahren kann und ins 25 Kilometer entfernte Wuppertal ausweichen 
muss – das kostet Zeit, die die Seniorin nicht mehr hat. Wenige Stunden später ist klar: Das Klini-
kum wurde von einem Cyberangriff getroffen. Hacker haben Ransomware eingeschleust, die die 
Systeme verschlüsselte. Erst Wochen später kann die Klinik wieder halbwegs in den Normalbe-
trieb gehen. Die Aufräumarbeiten, die die IT-Abteilung gemeinsam mit externen Expertinnen 
und Experten zu bewältigen hat, dauern noch lange an …

D as war schon sehr spannend“, erinnert sich Tim Griese, 
Sprecher des Bundesamts für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (BSI). „Wenn eine Klinik betroffen ist, 
dann kann es letztlich immer auch um Menschenle-

ben gehen.“ Der Vorfall in Düsseldorf wurde der Bundesbehörde 
vorschriftsgemäß gemeldet, da es sich beim Düsseldorfer 
 Uniklinikum um eine sogenannte KRITIS-Einrichtung handelt – 
das sind kritische Infrastrukturen mit wichtiger Bedeutung für 
das Funk tionieren des staatlichen Gemeinwesens, bei deren Aus-
fall oder Beeinträchtigung nachhaltig wirkende Versorgungseng-
pässe,  erhebliche Störungen der öffentlichen Sicherheit oder an-
dere  dramatische Folgen eintreten würden. Diese Einrichtungen 

sind definiert in der Nationalen Strategie zum Schutz Kritischer 
Infrastrukturen (KRITIS-Strategie) sowie in der Verordnung zur 
Bestimmung Kritischer Infrastrukturen nach dem BSI-Gesetz.  
„In so einem Fall schalten die Kollegen in unserem Lagezentrum 
sofort und ziehen im gesamten Haus entsprechende Expertise 
zusammen, um die Betroffenen zu unterstützen“, erklärt Griese.

Mobile Einsatzteams, Analyse und Prävention

„Wir versuchen gemeinsam zu ermitteln, was genau passiert ist, 
und geben, wenn möglich, unmittelbare Hilfestellung. Mittler-
weile haben wir auch mobile Einsatzteams – die Mobile Incident 
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Response Teams –, die auf Anfrage ausrücken und vor Ort unter­
stützen – zunächst bei der Bewältigung des eigentlichen Vorfalls 
und dann auch im Nachgang bei Analyse und Prävention. Denn 
das Tückische an solchen Angriffen ist, dass es leider oft nicht mit 
der Erstbereinigung getan ist.“ 

Die Cyberkriminellen haben immer häufiger Hintertüren in ihre 
Schadcodes eingepflanzt, die ihnen eine unbemerkte Rückkehr 
ermöglichen sollen. „Da ist eine sehr umfangreiche Analyse 
erforderlich, für die wir Geschädigten immer zu profes­
sionellen Dienstleistern raten – alleine können das 
die IT­Abteilungen vor Ort schon personell oft nicht 
leisten“, erklärt Griese. Auch das BSI könne in sol­
chen Fällen nur im Rahmen der Ersthilfe und bera­
tend zur Seite stehen – „das aber dann schon in 
dem Sinne, dass unsere Fachleute hier ad hoc krea­
tive Lösungen entwickeln, wie man etwa über Umwe­
ge Systeme wieder zum Laufen bekommt“, berichtet der 
BSI­Sprecher.

Doch so spannend sich Vorfälle wie der in Düsseldorf anhören: 
Lieber wäre es den Expertinnen und Experten vom BSI, wenn es 
erst gar nicht dazu kommen würde. Daran und dafür arbeiten die 
rund 1 500 Kolleginnen und Kollegen am Dienstsitz in Bonn, am 

Standort im sächsischen Freital sowie am Stützpunkt des BSI in 
Saarbrücken.

Zum einen hat das BSI, gegründet 1991, die operative Aufgabe, 
die Regierungsnetze zu schützen, und ist zentrale Meldestelle für 
IT­Sicherheit innerhalb der Bundesverwaltung, um bei IT­Krisen 
nationaler Bedeutung durch Informationen und Analysen die 
Handlungsfähigkeit der Bundesregierung sicherzustellen. Ver­

bindliche Mindestanforderungen legt das BSI auch für die 
KRITIS­Einrichtungen und ­Akteure fest. Zum anderen 

entwickelt die  Behörde gemeinsam mit Wissenschaft 
und Markt Sicherheitsstandards für die Beschaffung 
und den Einsatz von IT – insbesondere in den Bun­
desbehörden, aber mittlerweile auch weit darüber 
hinaus. Mit dem IT­Sicherheitsgesetz 2.0 wurde 

2021 auch der digitale Verbraucherschutz im BSI 
 verankert. 

Als Gestalter einer sicheren Digitalisierung in Deutschland 
unterstützt die Bundesbehörde Bürgerinnen und Bürger in der 
Risikobewertung von Technologien, Produkten, Dienstleistungen 
und Medienangeboten, etwa durch die Einführung eines IT­Si­
cherheitskennzeichens. „Wer zum Beispiel am Tresen in einer 
Arztpraxis auf dem Chipkarten­Lesegerät das BSI­Siegel sieht, 
darf davon ausgehen, dass dieses Gerät vom BSI zertifiziert ist“, 
erklärt BSI­Sprecher Griese. 

24/7 im IT-Lagezentrum des Bundes

An der Spitze des BSI steht die Leitung mit Präsident Arne Schön­
bohm, die durch den Leitungsstab unterstützt wird. Die Fachar­
beit des BSI ist in acht Abteilungen organisiert, jede setzt sich aus 
bis zu drei Fachbereichen zusammen. Die Fachbereiche untertei­
len sich wiederum in verschiedene Referate.

Rund um die Uhr ist derzeit das nationale IT­Lagezentrum in Bonn 
besetzt. „Seit Februar arbeiten wir hier 24/7“, berichtet BSI­Spre­
cher Griese. Nachts ist mindestens eine Kollegin oder ein Kollege 

Rund um die Uhr ist derzeit das nationale IT-
Lagezentrum in Bonn besetzt. Auf den Screens 
laufen in Echtzeit Informationen aus verschie-
densten Systemsensoren ein. Das Lagezentrum 
ist unmittelbar verbunden mit dem CERT-Bund 
– das Computer Emergency Response Team der 
Bundesverwaltung, sozusagen das Notfall-
team des BSI.

Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstech-
nik ist die Cybersicherheitsbehörde der Bundesrepublik. 
In der Bonner Zentrale und am Dienstort im sächsischen 
Freital arbeiten rund 1 500 Expertinnen und Experten 
daran, dass auch das digitale Deutschland sicher ist.

BSI-Sprecher Tim Griese: 
Im Notfall „schalten die 
Kollegen im Lagezentrum 
sofort und ziehen im 
 gesamten Haus entspre-
chende Expertise zusam-
men, um die Betroffenen 
zu unterstützen“.
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vor Ort, tagsüber kommen drei weitere hinzu. Das Lagezentrum 
ist unmittelbar verbunden mit dem CERT­Bund – das Computer 
Emergency Response Team der Bundesverwaltung, sozusagen das 
Notfallteam des BSI. CERT­Bund ist zentrale Anlaufstelle für prä­
ventive und reaktive Maßnahmen mit Bezug auf sicherheits­ und 
verfügbarkeitsrelevante Vorfälle in Computersystemen bundes­
weit. IT­Sicherheitsvorfälle werden hier in Zusammenarbeit mit 
den Betroffenen bearbeitet. Zu den Hauptaufgaben zählen unter 
anderem das Erstellen und Veröffentlichen von präventiven Hand­
lungsempfehlungen zur Schadensvermeidung, Hinweise auf 
Schwachstellen in Hardware­ und Softwareprodukten, Vorschläge 
für Maßnahmen zur Behebung von bekannten Sicherheitslücken, 
Warnungen oder Alarmierungen bei besonderen informations­
technischen Bedrohungslagen und Empfehlungen von reaktiven 
Maßnahmen zur Schadensbegrenzung oder ­beseitigung.

„Mit der Veröffentlichung von Warnmeldungen sollen Vorfälle 
wie Angriffe von Hackern möglichst im Vorfeld abgewandt wer­
den“, erläutert BSI­Sprecher Griese. Um möglichst frühzeitig Un­
regelmäßigkeiten zu entdecken, monitoren die Expertinnen und 
Experten im Bonner Lagezentrum und dessen Backoffice 
fortlaufend bestimmte Websites, insbesondere die der 
Bundesregierung und ­verwaltung, aber auch andere 
hochfrequente Auftritte wie etwa Nachrichten­
portale. 

Ukraine-Krieg:  
„Abstrakt erhöhte Bedrohungslage“

Mit Blick auf die Situation in der Ukraine erkennt das 
BSI derzeit eine „abstrakt erhöhte Bedrohungslage“ für 
Deutschland. „Das heißt, wir sehen aktuell keine akute unmittel­
bare Gefährdung der Informationssicherheit in Deutschland, aber 
das kann sich jederzeit ändern. Deswegen appellieren wir weiter­
hin an Unternehmen, Organisationen und Behörden, ihre IT­Si­
cherheitsmaßnahmen zu erhöhen“, berichtet der BSI­Sprecher. 

Seit Beginn des russischen Angriffs auf die Ukraine sei es zu un­
zusammenhängenden IT­Sicherheitsvorfällen gekommen, die 
aber bislang nur vereinzelt Auswirkungen hatten. Im Auge hat 
das BSI in dem Zusammenhang auch die erhöhten Aktivitäten 
von sogenannten Trollen, etwa in den Kommentarspalten von 
Medien­Websites oder Social­Media­Netzwerken. Zudem sind 
mittler weile Phishingmails mit Bezug zum Ukraine­Krieg im 
 Umlauf – insbesondere mit dem Ziel sogenannter Vorschuss­
betrügereien, bei denen die E­Mail­Empfänger zum Beispiel 
 ge beten werden, vermeintlichen Opfern des Krieges Geld für  
die Flucht zu überweisen.

„Bleiben Sie ruhig, bleiben Sie wachsam!“, rät das BSI Unterneh­
men und Einrichtungen, „machen Sie Ihre ‚digitalen Hausaufga­
ben‘: Aktualisieren Sie Ihre Notfallpläne, machen Sie regelmäßig 
Back­ups, halten Sie Ihre Systeme aktuell und holen sich, da wo 
Ressourcen und Kompetenzen fehlen, die entsprechende Unter­
stützung durch Dienstleister hinzu. Zudem sollten Ihre Mitarbei­
tenden in der aktuellen Situation in Bezug auf Phishingmails, 
 Social Engineering und Fake News sensibilisiert werden. Denn 
Desinformation und Phishingmails mit Ukraine­Bezug könnten 
jetzt ein mögliches Einfallstor für Kriminelle werden“, heißt es  
im offiziellen Lagebild. 

Cyberkriminalität & Co –  
ein spannender Arbeitsplatz

Der Computer als Tatwaffe und Cyberkriminalität als wachsendes 
Betätigungsfeld der Organisierten Kriminalität – auch als Arbeit­
geber weckt das spannende Themenspektrum der Bundesbehör­

de Interesse. Seit Kurzem dabei, aber bereits „voll im Team“, ist 
Jason Wirtz. Er hat nach dem Fachabitur im August 2021 

seine Ausbildung zum Fachinformatiker für Systemin­
tegration in Bonn begonnen und war von Beginn an 
begeistert „von der professionellen Arbeitsatmo­
sphäre und dem tollen Teamspirit“. In einer dreimo­
natigen Grundausbildung bekamen er und seine 

Mitstreitenden von ihren Ausbildern zunächst alle 
technischen Basics verpasst – Elektrotechnik, PC­Kom­

ponenten von A­Z, Netzwerke und vieles mehr. „Alle drei 
Azubis, die den Fachinformatiker hier momentan machen, ha­

ben in der ersten Klausur der Berufsschule mit mehr als 100 Pro­
zent bestanden – das spricht für die Topausbildung, die wir hier 
bekommen“, freut sich Wirtz.

In dem dreimonatigen Technik­Crashkurs hätten er und seine 
Mitstreitenden all den Stoff gelernt, den sie eigentlich erst bis  
zur Zwischenprüfung parat haben müssten, hat der junge Azubi 
beim Vergleich mit anderen Auszubildenden festgestellt. Mittler­
weile ist Jason Wirtz mitten in der Rotation und Hospitation in 
allen möglichen Abteilungen und Referaten des BSI. Er arbeitet 
voll im Tagesgeschäft mit, erhält Aufgaben, die er eigenverant­
wortlich erledigen muss, und berät bereits im unmittelbaren 
Kundenkontakt etwa Länder und Kommunen in Fragen, die er  
aus dem IT­Grundschutzkompendium des BSI beantwortet. 

Sicher habe er nach dem Fachabitur darüber nachgedacht, in die 
freie Wirtschaft zu gehen. „Aber die Jobsicherheit im öffentlichen 
Dienst ist schon ein Faktor für mich, ebenso die ausgewogene 
Work­Life­Balance, die die verschiedenen Arbeitszeitmodelle bie­
ten. Und das BSI hat für uns Berufseinsteiger ja auch reichlich 
Perspektiven: Neben garantierter und dauerhafter Weiterbildung 
könnte ich beispielsweise noch ein Studium an der FH Bund dran­
hängen“, sagt der angehende Fachinformatiker.

Sinnvolle Arbeit im Dienst der Allgemeinheit 

„Am Ende zählt für viele, dass sie die Arbeit bei uns als sinnhaft 
empfinden, weil sie etwas für die Allgemeinheit tun wollen“, sagt 
Alessandra Krüger, BSI­Ausbildungsleiterin und zuständig für Per­

Von Beginn an begeistert 
„von der professionellen 
Arbeitsatmosphäre und 
dem tollen Teamspirit“: 
Jason Wirtz macht am BSI 
seine Ausbildung zum 
Fachinformatiker für 
 Systemintegration.
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sonalentwicklung. „Ich will nicht nur irgendwo 
sitzen und Dinge verkaufen“ – das hören wir 

ganz oft in Vorstellungsgesprächen. Freilich hätte 
das BSI gerne noch mehr junge Talente, insbesonde­

re im IT­Bereich. Während auf einen Ausbildungsplatz im Verwal­
tungsbereich über hundert Bewerbungen eingehen, sind es in der 
IT nur rund 40. „Da ist die Auswahl noch überschaubar“, bedauert 
Krüger. Deswegen sind die BSI­Personaler auch engagiert bei Aus­
bildungsmessen und Kampagnen dabei und werben aktiv für die 
Cyberbehörde als Arbeitgeber. 

An interessanten Perspektiven mangelt es der Bundesbehörde 
wahrlich nicht: In Kooperation mit der Fachhochschule des Bun­
des in Brühl bietet das BSI als Alternative zur Ausbildung den 
 dualen Diplomstudiengang „Digital Administration and Cyber 
 Security“ – kurz DACS – an, der speziell für die Anforderungen 
von Sicherheitsbehörden konzipiert wurde. Eine weitere Auf­
stiegschance ist die Masterförderung. „Sie ermöglicht Mitarbei­
tenden, berufsbegleitend einen Hochschulabschluss im Bereich 
IT­Sicherheit zu machen, der dann zum Aufstieg in den höheren 
Dienst befähigt“, erklärt Krüger. Auch Bestandsbeschäftigten 
werden neben regelmäßigen Fortbildungen vielfältige Perspekti­
ven für die Weiterentwicklung geboten. Für Führungskräfte gibt 
es ein eigenes Entwicklungsprogramm.

Immer gesucht: Neue Talente für das BSI 

Auch über das BSI und die hauseigene Ausbildung hinaus halten 
die Personaler der Bundesbehörde ständig nach Talenten Aus­
schau. „Vornehmlich aus dem ingenieur­ oder naturwissenschaft­
lichen Bereich sowie Informatik, Wirtschaftsinformatik oder 
 Mathematik. Interessiert sind wir aber ebenso an IT­Affinen aus 
anderen Bereichen, wie etwa Politikwissenschaften, Jura oder 
BWL“, erläutert Alessandra Krüger, „oder eben Fachkräften aus 
anderen technischen Disziplinen, die im Zusammenhang mit 
 Cybersicherheit relevant sind. Das Umfeld im BSI entwickelt 
sich dynamisch, wir wachsen mit unseren Aufgaben. 
Dafür brauchen wir Fachleute, denen auf ihrem Ge­
biet so schnell niemand etwas vormacht.“

Menschen wie Kristina Schönenborn. Nach einem 
Masterabschluss in Medizintechnik und mehrjäh­
riger Berufserfahrung im Klinikbereich war sie auf 
der Suche nach einer „sinnvollen Weiterentwick­
lung“. Und fand sie beim BSI. Hier arbeitet sie seit Ja­
nuar im Referat Cybersicherheit im Gesundheits­ und Fi­
nanzwesen. „Mir fehlen natürlich noch einige IT­Kenntnisse, aber 

da wird man hier gut supportet“, sagt die Fachfrau für Medizin­
technik. „In meiner früheren Tätigkeit habe ich gemerkt, wie sehr 
Digitalisierung die Arbeit im Gesundheitswesen optimieren kann 
– aber dass Sicherheit ein ganz entscheidender Faktor ist. Als Ex­
pertin für Medizintechnik kann ich hier jetzt einen wichtigen Bei­
trag für diese Sicherheit leisten. Das macht total Sinn für mich.“ 

Die Fachfrau kennt Schwachstellen und Angriffsvektoren „Ge­
meinsam mit Ärzten und Versicherungen schauen wir, wann und 
wo wir sinnvoll Standards einziehen, damit die hochsensiblen Ge­
sundheitsdaten nicht in falsche Hände geraten können“, erklärt 
Schönenborn. Technische Medizinprodukte mit IT­Anbindung, 
wie etwa Herzschrittmacher oder Insulinpumpen, aber auch die 
dazugehörigen Apps, werden von Schönenborn und den interdis­
ziplinären Teams und Fachgruppen inner­ und außerhalb des BSI 
auf Schwachstellen geprüft und mit entsprechenden Anforde­
rungskatalogen an die IT­Sicherheit versehen. 

Mittlerweile ist in vielen Bereichen entscheidend, was das BSI 
sagt. Nicht nur die verbindlichen Standards, sondern auch 

die Empfehlungen der nationalen IT­Expertise haben 
Gewicht – und insbesondere die Warnungen der Bun­

desbehörde. „Wir dürfen offiziell vor Produkten und 
Schwachstellen warnen“, sagt BSI­Sprecher Tim 
Griese und betont, dass man sich des Einflusses, den 

man damit auf Markt und Menschen habe, in jeder 
Hinsicht bewusst sei: „Das ist ein scharfes Schwert. 

Aber Sicherheit geht in dem Fall vor“, stellt Griese klar. 

Kristina Schönenborn findet, dass sie im BSI am richtigen Platz ge­
nau das Richtige tut. „Das ist exakt das, was ich schon immer ma­
chen wollte. Und es ist super, dass man hier auch immer offen für 
neue Ideen und Ansätze ist. Mir gefällt die Herangehensweise, 
dass wir uns hier nicht generell als ‚Kontroletti‘ sehen, sondern 
eher als Moderatoren, die gemeinsam in einer breiten Allianz mit 
Herstellern, Wirtschaft und Wissenschaft Richtlinien erarbeiten. 
Sicherheit bringt ja nichts, wenn sie keiner realisiert“, sagt Schö­
nenborn. Und BSI­Sprecher Griese ergänzt: „Natürlich kostet IT­ 
Sicherheit Geld. Und es ist ein laufendes Projekt, das wir nur ge­
meinsam zum Erfolg machen können. Als Verteidiger muss man 
immer die gesamte Mauer im Blick haben – der Angreifer kann sich 
einen lockeren Stein aussuchen. Und wir stehen alle zusammen  
an dieser Mauer und geben unser Bestes.“  Britta Ibald

Computer als Tatwaffe
Cyberkriminalität zählt mittlerweile zu den größten Bedrohungen für die 
Wirtschaft und staatliche Infrastrukturen und weitet sich auf immer mehr 
Delikttypen aus: organisierte Banden, die Bankdaten stehlen, Hochstapler, 
Spione, Erpresser, die sich in Systeme einschleichen und diese über eine 
Verschlüsselung lahmlegen, bis gegen die Zahlung eines Lösegelds der 
befreiende Code zur Verfügung gestellt wird – oder auch nicht. Immer häu­
figer sind neben Unternehmen, die oft nicht öffentlich über die Attacken 
auf sie reden, um schlechte Publicity zu vermeiden, auch Behörden und 
Verwaltungen betroffen, darunter Stadtwerke, Kommunalverwaltungen, 
Krankenhäuser und sogar der Deutsche Bundestag. Die aktuelle Polizei­
liche Kriminalstatistik zeigt, dass dieser Verbrechenssektor weiterhin stark 
wächst. Insgesamt wurden 2021 mehr als 146 000 Fälle gezählt. Das ent­
spricht einem Zuwachs um rund zwölf Prozent – bei noch relativ geringer 
Anzeigenquote.

Cyberkriminalität

‚Sinnvolle Weiterentwick-
lung“: Kristina Schönen-
born wechselte nach einem 
Masterabschluss in Medi-
zintechnik und mehrjähri-
ger Berufserfahrung im 
Klinikbereich zum BSI und 
kümmert sich nun um die 
IT-Sicherheit im Gesund-
heitswesen.
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DBB AKADEMIE

Gewerkschaftliche Basisarbeit

Herausforderungen und Chancen 
Der Wandel der Arbeitswelt, die voranschreitende Digitalisierung 
und der schon länger an haltende Trend zur Individualisierung der Ge-
sellschaft verändern unser Leben nachhaltig. Der permanente Wandel 
macht auch vor den Gewerkschaften nicht halt. Es ist wichtig, auf diese 
Veränderungen adäquat zu reagieren und für neue Wege offen zu sein. 
Dabei bedarf es  großer Anstrengungen und neuer Ideen, mehr Mitglie-
der zu mehr ehrenamtlichem Engagement zu bewegen. Gewerkschaft 
lebt von dem Einsatz und Enthusiasmus vieler.

W er sich für die 
Arbeit in der 
Gewerkschaft 
oder dem Per­

sonal­/Betriebsrat oder einem 
Gremium engagiert, über­
nimmt eine Vielzahl an Aufga­
ben, darunter auch solche, mit 
denen er oder sie nicht gerech­
net hat. Plötzlich eine Rede 
halten, ständig ansprechbar 
sein, Konfliktpartei oder Ge­
sprächspartner sein und vieles 
mehr. Mit Übernahme ei­
nes Amtes oder einer 
spezifischen Aufgabe 
projiziert unser Umfeld 
eine neue Erwartungs­
haltung auf uns und un­
sere Arbeit. Menschen 
knüpfen ganz andere, 
neue Perspektiven, 
Hoffnungen, Forderun­
gen an uns, die wir aus 
dem privaten oder be­
ruflichen Umfeld oft 
nicht kennen. 

Gewerkschaftsarbeit – 
insbe sondere in der dbb 
Familie – hängt stark von 
einem funktionierenden und 
vielfältigen Ehrenamt ab – von 
Kolleginnen und Kollegen, die 
ihre Zeit für die Organisation 
und zum Wohle der Beschäftig­

ten einsetzen. Die 
Arbeit ist über 

die Jahre an­
spruchsvoller 
geworden. 
Konflikte 

moderieren, 

Menschen motivieren und be­
raten, Führung übernehmen 
und rechtssicher Handeln und 
bei alledem auch noch solides 
Fachwissen mitbringen, sind 
nur ein kleiner Aus­
schnitt dessen, was 
heute Gewerk­
schafts­
arbeit 
cha­

rakterisiert. Gut vorbereitet, 
auf mehrere Schultern verteilt, 
mit professionellem Hinter­
grund und familiärem Support 
lassen sich diese Aufgaben gut 
bewältigen. Ganz nebenbei 
stärken diese Herausforderun­
gen individuelle Fähigkeiten 
und schärfen das persönliche 
Profil – gute Voraussetzungen 
für eine Karriere in Betrieb oder 
Gewerkschaft.

Vor diesem Hintergrund unter­
stützt die dbb akademie Kolle­
ginnen und Kollegen für ihr En­
gagement an der Basis. Ziel des 

neuen Lehrgangs Gewerk­
schaftsakademie ist die 

nachhaltige Förde­
rung individuel­

ler Kompe­
tenzen. 

Die 

Gewerkschafsakademie ist 
modular aufgebaut und berei­
tet die Teilnehmenden auf Äm­
ter und Aufgaben in der Orga­
nisation vor. Hierbei bleiben 
die Teilnehmenden in einer 
 festen Gruppe und können sich 
so hervorragend miteinander 
vernetzen. Mit dem Lehrgang 
baut die dbb akademie eine 
Brücke für ein starkes indivi­
duelles und  privat­beruflich 

ausbalan­
ciertes, eh­

renamtliches 
 Engagement. 

Die Themen der Kernmodule 
sprechen eine deutliche Spra­
che: Sich selbst in einem Zeit­
rahmen zu organisieren ist ein 
Schwerpunkt der Module. Es 
ist wichtig, für sich eine Balan­
ce zwischen Familie, Beruf und 
Gewerkschaft zu finden. So 
werden die Aufgaben im Eh­
renamt dauerhaft und verläss­
lich bewältigt. Unterstützend 
wirken verschiede­
ne Arbeits­
techniken, 
die Zeit und 
Aufgaben 
zu struktu­
rieren hel­
fen. 

Eine große 
Heraus forderung ist es, 
im Ehrenamt im Team 
zusammenzuarbeiten. 
Nur so lässt sich die Ar­
beitsbelastung für je­
den Einzelnen im Rah­
men halten. Ein Team 
zu bilden und erfolg­
reich zu gestalten, ist 
keine Selbstverständ­
lichkeit. Hier ist nicht 
nur eine gute Kommu­
nikation  wesentlich, 
sondern auch die Fähig­
keit, sich im richtigen 
Augenblick entweder 
zurückzunehmen oder 

sich durchzusetzen und die 
Führung zu übernehmen. Es 
gilt, die unterschiedlichen Fä­
higkeiten im Team zu vereinen, 
gemeinsam Ziele zu definieren 
und ein motivierendes Umfeld 
durch geteilte Verantwortung 
und zielgerichtete Nutzung al­
ler Kompetenzen zu schaffen. 

Eine gelungene Kommunikati­
on ist das A und O. Dabei geht 
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es nicht 
nur um 
eine 
gute 

Rede.  
Es geht 

darum, die 
Menschen anzusprechen, sie 
für die Anliegen ihrer Gewerk­
schaft mitzunehmen und sich 
auf ihre und deren Argumente 
einzulassen. Das gilt für die 
Ansprache genauso wie für die 
Modera tion von Gesprächs­
runden. 

Dabei ist es wichtig, die Kom­
munikation positiv, sachlich 
und souverän zu gestalten. 
Das gilt auch für die Gesprä­
che, in denen interessierte 
 Kolleginnen und Kollegen als 
Mitglieder gewonnen werden 
sollen. Können Sie die Vorzüge 
Ihrer Gewerkschaft in 90 Se­
kunden erläutern? Probieren 

Sie es aus. Mehr Zeit ist oft 
nicht da, um die Aufmerksam­
keit des Gegenübers zu bin­
den. Diese und andere Techni­
ken können gut trainiert 
werden. 

Essenziell ist auch das Gewerk­
schaftsmodul. Es vermittelt 
das Wissen über Gremien, 
Funktionen, Aufgaben, Politik 
und Positionen sowie die vie­
len Leistungen im dbb und der 
jeweiligen Fachge­
werkschaft.

Die fünf Mo­
dule sind im 
Grundsatz als 
zweitägige 
Präsenz seminare 
konzipiert, können 
aber in unterschiedlichen 
Zeiteinheiten, bei Bedarf 
 teilweise auch online durch­
geführt werden. Mit den 

Zusatz modulen kann 
der Lehrgang variiert 
oder später ergänzt 

werden. Zusammen­
fassend lässt sich sagen: 

Die Gewerkschaftsakade­
mie bietet ein maximal fle­
xibles Angebot, das für jede 
Gewerkschaft passend zu­
sammengestellt wird. Ge­

werkschaften, Verbände und 
Landesbünde sind 
 eingeladen, den 
Lehrgang auch 
in Kooperati­
on von zwei 
oder mehr 
Organisatio­
nen durchzu­
führen. ■

5 Kernmodule plus 5 optionale Zusatzmodule

Modul A: Kommunikation – „Vor und mit Menschen sprechen“ 

Modul B: Mitgliedergewinnung, ­betreuung, ­aktivierung 

Modul C: Zeit­ und Selbstmanagement 

Modul D: Gewerkschaft als Team, Zusammenarbeit gestalten 

Modul E: Gewerkschaftsmodul – dbb & Fachgewerkschaft

Optionale Module
 > Zusatzmodul F: Überzeugend auftreten
 > Zusatzmodul G: Verhandeln
 > Zusatzmodul H: Umgang mit Konflikten
 > Zusatzmodul J: Gewerkschaftsarbeit im digitalen Zeitalter
 > Zusatzmodul K: Kampagne, Streik, Aktionen

Die Gewerkschaftsakademie
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DBB VORSORGEWERK

Das unterschätzte Risiko

Wenn der Dienst nicht 
mehr zu schaffen ist
Beamtinnen und Beamte haben einen speziel-
len Bedarf zur Absicherung der Arbeitskraft. 
Eine Dienstunfähigkeitsversicherung hilft im 
Fall der Fälle, die verbleibende Lücke zu schlie-
ßen und die finanziellen Folgen abzufedern.

In Deutschland gibt es jähr­
lich über 10 000 Fälle von 
Dienstunfähigkeit. Tatsäch­

lich scheidet heute jeder vierte 
Staatsdiener vorzeitig aus dem 
Dienst aus. Die Gründe für eine 
Dienstunfähigkeit sind vielfäl­
tig: Krankheit, Unfall, Burn­out 
oder Depressionen – selbst ver­
meintlich ungefährliche Büro­
jobs bergen Risiken, da auch 
Bewegungsmangel, langes Sit­
zen und Stress zu gravierenden 
Erkrankungen führen können.

Für die Feststellung einer 
Dienstunfähigkeit reicht es aus, 
wenn innerhalb von sechs Mo­
naten mehr als drei Monate 
lang kein Dienst verrichtet wer­
den konnte und keine Aussicht 
besteht, in den nächsten sechs 
Monaten wieder voll einsatzfä­
hig zu sein. Betroffene müssen 
nicht nur die gesundheitlichen 
Herausforderungen bewälti­
gen, sondern auch mit erheb­

lichen finanziellen Folgen 
 rechnen. Auch die begrenzte 
Dienstfähigkeit (Teildienstun­
fähigkeit) ist belastend: Man 
bleibt im Beruf, verfügt jedoch 
häufig nur noch über einen Teil 
des Einkommens.

Die konkrete Versorgung im 
 Falle einer Dienstunfähigkeit ist 
abhängig vom Beamtenstatus. 
In jungen Jahren stehen Beamte 
auf Widerruf beziehungsweise 
auf Probe meist ohne Absiche­
rung da und es besteht keine 
Möglichkeit mehr, privat vorzu­
sorgen. Auch für Beamte auf Le­
benszeit gilt: Mit der Mindest­
versorgung von rund 1 700 Euro 
ist der gewohnte Lebensstan­
dard nicht zu halten. Daher:  
Um bei Dienstunfähigkeit fi­
nanziell abgesichert zu sein,  
ist eine maßgeschneiderte pri­
vate Vorsorge die beste Option.  
Je früher Sie sich absichern, 
 desto günstiger ist der Beitrag.

Versicherte bei der DBV Deut­
schen Beamtenversicherung, 
ex klusiver Kooperationspart­
ner des dbb vorsorgewerk rund 
um  Absicherung, profitieren 
von einer „echten Dienstunfä­
higkeitsklausel“. Hinter dem 
sperrigen Namen verbirgt sich 
sehr Wichtiges: Im Fall einer 
Dienstunfähigkeit nimmt die 
DBV keine eigene Prüfung vor, 
sondern schließt sich der Ent­
scheidung des Dienstherrn an. 
Und ab einer Teildienstunfä­
higkeit von mindestens 20 Pro­

zent erhalten Sie optional an­
teilig die vereinbarte Leistung. 

Natürlich finden auch Azubis 
und Angestellte im öffent­
lichen Dienst bei der DBV 
 passende Absicherungen  
der eigenen Arbeitskraft. Die 
Berufsunfähigkeitspolicen 
(zum Beispiel: Starter­BU) 
 enthalten ohne Mehrbeitrag 
bereits die erwähnte Dienst­
unfähigkeitsklausel – vorteil­
haft bei einer späteren Ver­
beamtung. sb

Wenn Sie die Reiselust packt …
Größere Reisepläne? Dann sollten Sie Ihre Absicherung überprüfen und 
gegebenenfalls anpassen. Bei Reisen außerhalb Deutschlands: Checken Sie, 
ob eine ergänzende Auslandsreisekrankenversicherung besteht. Das be­
trifft auch Beihilfeberechtigte, denn Krankheitskosten, die im Ausland ent­
stehen, können sich negativ auf die Beitragsrückerstattung ihrer privaten 
Krankenversicherung auswirken. Auch im Fall einer Coronaerkrankung im 
Ausland werden die Kosten für alle medizinisch notwendigen Behandlun­
gen übernommen.

Die Auslandsreisekrankenversicherung singleTRAVEL der AXA/DBV wurde 
von „finanztest“ (Ausgabe 5/22) als günstigster, sehr guter Jahrestarif 
 (Tarife für Einzelpersonen) ausgezeichnet. Sie ist bis kurz vor Reisebeginn 
abschließbar – für jährlich 7,92 Euro (ab dem 50. Lebensjahr: 20,52 Euro).

Über das dbb vorsorgewerk ist 
zudem eine günstige und pass­
genaue Reiserücktrittversiche­
rung abschließbar. Wenn eine 
teure Reise storniert werden 
muss, beispielsweise wegen 
Krankheit, Schwangerschaft oder 
Arbeitsplatzwechsel, bleibt man so 
nicht auf den Storno­ oder Umbu­
chungskosten sitzen. 

Klick & Los: Die genannten Reiseversicherungen können  
Sie über dbb­vorteilswelt.de direkt online abschließen.

Optimal versichert verreisen

Die Kolleginnen und Kollegen der Mitgliederagentur des dbb vorsorgewerk  
empfehlen den Vorsorgecheck auf www.dbb­vorteilswelt.de, mit dem sich 
der bestehende Versorgungsanspruch ermitteln lässt. Gerne erstellen sie 
individuelle Angebote und vermitteln auf Wunsch einen Berater vor Ort. 
Telefonisch – montags bis freitags von 10 bis 16 Uhr unter 030.40816444 
oder per E­Mail an vorsorgewerk@dbb.de.

dbb Mitglieder und ihre Angehörigen profitieren von bis zu 5,5 Prozent 
 Beitragsvorteil, wenn sie sich bei der DBV gegen Dienst­ oder Berufs­
unfähigkeit versichern*. 
* bei Neuabschluss

Jetzt Angebote beim dbb vorsorgewerk anfragen!

Modelfoto: Colourbox.de
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DBB VORTEILSWELT

dbb vorteilsClub

Immer günstig unterwegs
Seit mehr als vier Jahren besuchen dbb Mitglieder  
und ihre Angehörigen den dbb vorteilsClub. Von  
Beginn an zählen das „Online Einkaufsportal“  
und das „dbb autoabo“ zu den Angeboten.

Online-Shopping  
mit Rabatt

Besonders attraktive Nach­
lässe finden Sie im „Online 
 Einkaufsportal“, das nur für 
 registrierte Clubmitglieder 
 erreichbar ist. Wieder stark im 
Kommen sind Ticketangebote, 
zum Beispiel für Musicals, Fes­
tivals und Freizeitparks. Ein 
Beispiel: bis zu 48 Prozent auf 
das 1­Tages­Ticket für das Hei­
de Park Resort*. Auch beliebt: 
alles für die sommerliche Gar­
tenparty mit Freunden und 
der Familie. Da gibt es zum 
Beispiel 20 Prozent bei Grill­
fürst oder 13 Prozent bei 
 hagebau.de. Ein Dauerbrenner 
sind Geschenkgutscheine  
(von adidas bis Zalando).  

Sie sparen und die Beschenk­
ten können sich aussuchen, 
was sie wollen. 

Flexibel mobil bleiben

Das „dbb autoabo“ ist eine 
lohnende Alternative zum 
Neuwagenkauf. Aktuell* kön­
nen Sie aus mehr als 80 Mo­
dellen auswählen – von vielen 
beliebten Herstellern. Auch 
Elektro­ und Hybridmodelle 
sind verfügbar. In der günsti­
gen Monatsrate (zum Beispiel 
289 Euro für den Opel Corsa 
Elegance) sind alle laufenden 
Kfz­Kosten enthalten. Falls  
Sie sich für ein Hybridauto 
entscheiden, müssen Sie sich 
keine Gedanken über den 
Wiederverkaufswert machen, 

der auf dem Gebrauchtmarkt 
momentan großen Schwan­
kungen unterworfen ist.

Mehr Reisen

Das Reiseangebot im dbb 
 vorteilsClub wurde erheblich 
erweitert. Die Vorteile für 
Clubmitglieder können ge­
nutzt werden, wenn Sie die  
im dbb vorteilsClub aufgeführ­
ten Links zu den  Anbietern 
nutzen! Bei Booking.com 
 erhalten Sie auf zahlreiche 
 Hotels und Ferienunterkünfte 
6 Prozent Rabatt! Rabattfähig  
sind Unterkünfte, die mit ei­

nem Banner „Sofort Prämie“ 
ver sehen sind. Zudem gibt  
es regelmäßig Aktionen mit 
weiteren  Ermäßigungen.

Sie liebäugeln mit einer 
 Pauschalreise? In den „dbb 
 vorteilsClub REISEN“ können 
Sie die Angebote bekannter 
Anbieter (wie alltours, ITS, 
Meiers Weltreisen) durchsu­
chen und buchen! Mit dem 
aufgeführten Gutscheincode 
profitieren Sie von 3 Prozent 
Ersparnis auf die Buchung.

dbb­vorteilswelt.de/club ■
* Stand: 16. Mai 2022

Modelfoto: Kirill Grekov/Colourbox.de

Der öffentliche Dienst.  
Für alle. Immer. Überall.
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DBB VORTEILSWELT

dbb vorteilsClub

Immer günstig unterwegs
Seit mehr als vier Jahren besuchen dbb Mitglieder  
und ihre Angehörigen den dbb vorteilsClub. Von  
Beginn an zählen das „Online Einkaufsportal“  
und das „dbb autoabo“ zu den Angeboten.

Online-Shopping  
mit Rabatt

Besonders attraktive Nach­
lässe finden Sie im „Online 
 Einkaufsportal“, das nur für 
 registrierte Clubmitglieder 
 erreichbar ist. Wieder stark im 
Kommen sind Ticketangebote, 
zum Beispiel für Musicals, Fes­
tivals und Freizeitparks. Ein 
Beispiel: bis zu 48 Prozent auf 
das 1­Tages­Ticket für das Hei­
de Park Resort*. Auch beliebt: 
alles für die sommerliche Gar­
tenparty mit Freunden und 
der Familie. Da gibt es zum 
Beispiel 20 Prozent bei Grill­
fürst oder 13 Prozent bei 
 hagebau.de. Ein Dauerbrenner 
sind Geschenkgutscheine  
(von adidas bis Zalando).  

Sie sparen und die Beschenk­
ten können sich aussuchen, 
was sie wollen. 

Flexibel mobil bleiben

Das „dbb autoabo“ ist eine 
lohnende Alternative zum 
Neuwagenkauf. Aktuell* kön­
nen Sie aus mehr als 80 Mo­
dellen auswählen – von vielen 
beliebten Herstellern. Auch 
Elektro­ und Hybridmodelle 
sind verfügbar. In der günsti­
gen Monatsrate (zum Beispiel 
289 Euro für den Opel Corsa 
Elegance) sind alle laufenden 
Kfz­Kosten enthalten. Falls  
Sie sich für ein Hybridauto 
entscheiden, müssen Sie sich 
keine Gedanken über den 
Wiederverkaufswert machen, 

der auf dem Gebrauchtmarkt 
momentan großen Schwan­
kungen unterworfen ist.

Mehr Reisen

Das Reiseangebot im dbb 
 vorteilsClub wurde erheblich 
erweitert. Die Vorteile für 
Clubmitglieder können ge­
nutzt werden, wenn Sie die  
im dbb vorteilsClub aufgeführ­
ten Links zu den  Anbietern 
nutzen! Bei Booking.com 
 erhalten Sie auf zahlreiche 
 Hotels und Ferienunterkünfte 
6 Prozent Rabatt! Rabattfähig  
sind Unterkünfte, die mit ei­

nem Banner „Sofort Prämie“ 
ver sehen sind. Zudem gibt  
es regelmäßig Aktionen mit 
weiteren  Ermäßigungen.

Sie liebäugeln mit einer 
 Pauschalreise? In den „dbb 
 vorteilsClub REISEN“ können 
Sie die Angebote bekannter 
Anbieter (wie alltours, ITS, 
Meiers Weltreisen) durchsu­
chen und buchen! Mit dem 
aufgeführten Gutscheincode 
profitieren Sie von 3 Prozent 
Ersparnis auf die Buchung.

dbb­vorteilswelt.de/club ■
* Stand: 16. Mai 2022
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GEWERKSCHAFTEN

Der beamtenbund und tarifunion thüringen 
(tbb) hat den Gesetzentwurf der Regierung 
zur Änderung des Thüringer Reisekostenge­
setzes kritisiert. Der sieht unter anderem vor, 
Forstmitarbeitenden bei Dienstfahrten mit 
dem Privat­Pkw auf unbefestigten und 
schwer befahrbaren Forststrecken (Schlecht­
wegezuschlag) statt bisher 3 Cent/km künf­
tig 15 Cent/km zu zahlen.

Der tbb Chef Frank Schönborn wies den Vor­
schlag zurück, weil „das Grundproblem nicht 
verstanden und am Kern der Sache vorbei ge­
handelt“ werde. Es gehe vielmehr darum, 

dass es schlicht nicht für jeden Beschäftigten mit 
Außendiensttätigkeit – sei es im Forst, in der Steu­
erfahndung oder im Schulbereich – Dienstfahrzeu­
ge gebe. Daher müssten Landesbedienstete private 
Fahrzeuge dienstlich nutzen, was der tbb schon seit 
vielen Jahren kritisiert. So könne etwa derzeit nur 
jeder vierte Beschäftigte der Landesforstanstalt 

 einen Dienstwagen nutzen. Bei den Finanzämtern 
stünden für etwa 600 Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter im regelmäßigen Außendienst nur 50 Dienst­
wagen zur Verfügung.

Die Regel müsse aber sein, dass Außendienstmitar­
beiter auch ein Fahrzeug für den Außendienst zur 
Verfügung gestellt bekommen. „Das steht in der 
Privatwirtschaft außer Zweifel“, so Schönborn. Sein 
Verband setze sich für eine substanzielle Änderung 
des Reisekostengesetzes ein, die auch eine Strei­
chung der bislang „kleinen Wegstreckenentschädi­
gung“ vorsehe. Dann würden beispielsweise jene 
mehr als 1 000 Lehrkräfte, die aufgrund akuten Per­
sonalmangels mindestens zwischen zwei Schulen 
pendeln müssen, anstelle von 17 Cent/km eine aus­
kömmliche Erstattung bekommen. Auch Personal­
ratsmitglieder müssten ihren Privat­Pkw für ihre 
Personalratstätigkeit nutzen und teils lange Stre­
cken innerhalb Thüringens zurücklegen – und auch 
hier gebe es bislang nur 17 Cent/km.

Bundesfinanzminister Christian Lindner hat bei  
der Zolljahrespressekonferenz am 2. Mai 2022 eine 
grundlegende Bestandsaufnahme auf dem Gebiet 
der Bekämpfung von Organisierter Kriminalität und 
Geldwäsche durch die Zollverwaltung bekannt ge­
geben. Die Deutsche Zoll­ und Finanzgewerkschaft 
(BDZ) warnt indes vor der Aushöhlung bewährter 
sozialer Standards innerhalb der Zollverwaltung.

Für die vom Bundesfinanzminister geplante Be­
standsaufnahme soll es einen Prüfauftrag an die 
Generalzolldirektion geben. Ziel sei es, durch die 
Generalzolldirektion diverse Vorschläge zur Fort­
entwicklung der Bekämpfung der Organisierten Kri­
minalität zu erarbeiten. Für den BDZ bleibt dabei 
einiges im Ungewissen, er befürchtet sogar, dass es 
zur Unruhe bei der Zollverwaltung führen könne. 
Die Fachgewerkschaft kritisiert zudem die bislang 

nicht praktizierte Vorgehensweise zur An­
kündigung organisatorischer und fachlicher 
Prüfungen beim Zoll: Mehr als 40 000 Zöll­
nerinnen und Zöllner hätten durch die ih­
nen nicht angekündigte Pressekonferenz 
von der Überprüfung ihres Arbeitsumfeldes 
erfahren. Eine vorherige verwaltungsinter­
ne Ankündigung des Prüfungsvorhabens 
gegenüber den Beschäftigten „hätte dem 
Stellenwert der Wertschätzung eher ent­
sprochen“, so der BDZ.

Der BDZ will sich gegen sämtliche Vorhaben 
wehren, die bewährte Strukturen zerschlagen 
und nicht erkennen lassen, wo der Mehrwert liegen 
soll, und erteilt jeglichen  Reformansätzen eine klare 
Absage, die den Personaleinsatz zur Verfügungs­
masse verkommen lassen. 

tbb Kritik am Entwurf für das Reisekostengesetz

BDZ Sozialstandards beim Zoll nicht aushöhlen

Frank Schönborn, 
Vorsitzender des tbb

Dieter Dewes,  
Bundes vorsitzender des BDZ

DPhV: Vertreterversammlung setzt Leitplanken für künftige Bildungspolitik
Der Deutsche Philologenverband (DPhV) hat auf seiner Ver­
treterversammlung am 6. Mai 2022 mehrere Leitanträge 
verabschiedet, um die Bildungspolitik der kommenden Jahre 
zu gestalten und die Digitalisierung voranzubringen. In der Bil­
dungs­ beziehungsweise Schulpolitik sollen demnach das ge­
gliederte Schulsystem gestärkt sowie effiziente Entscheidungs­ 
und Führungsstrukturen geschaffen werden. Ferner sollen 

Abschlüsse aussagekräftiger gestaltet und Verantwortung klar 
benannt sowie sachgerecht geteilt werden. Um die Digitalisie­
rung der Gymnasien voranzubringen, sei außerdem eine Reihe 
von Forderungen zu erfüllen. Dazu gehörten beispielsweise 
flächendeckend leistungsfähige Breitbandanschlüsse und die 
Ausstattung aller Unterrichtsräume mit moderner digitaler 
Infrastruktur sowie deren Wartung durch Fachpersonal.

kurz notiert
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Die Delegiertenversammlung des Bundesverbandes 
der Lehrkräfte für Berufsbildung e. V. (BvLB) – Die 
Berufsbildner – hat am 7. Mai 2022 in Berlin turnus­
mäßig einen neuen Vorstand gewählt und die bis­
herigen Vorsitzenden Joachim Maiß und Eugen 
Straubinger feierlich verabschiedet. Maiß und 
Straubinger hatten den BvLB, der am 11. April 2018 
durch die Verschmelzung des Bundesverbandes der 
Lehrerinnen und Lehrer an Wirtschaftsschulen und 
des Bundesverbandes der Lehrerinnen und Lehrer 
an beruflichen Schulen entstanden war, als Doppel­
spitze geführt. Die neue Doppelspitze des BvLB, der 
die Interessen von 124 000 Lehrkräften und von 
rund 2,4 Millionen Schülerinnen und Schülern an 
beruflichen Schulen vertritt, bilden Pankraz Männ­
lein und Dr. Sven Mohr, die dem Vorstand bisher als 
Stellvertreter angehört hatten. 

Die 270 Delegierten diskutierten in Berlin zudem 
über die Herausforderungen und Perspektiven der 
beruflichen Bildung und sprachen sich für deren 
Stärkung auf allen Feldern aus. In ihrer „Berliner Er­
klärung“ legten sie richtungsweisende Empfehlun­
gen vor, um die berufliche Bildung als elementaren 

Stützpfeiler in der Gesellschaft weiter zu festigen, 
sie bestens für die Herausforderungen der Zukunft 
zu wappnen, resilient zu machen und die Ausbil­
dung der dringend benötigten Fachkräfte von 
 morgen bedarfsgerecht zu ermöglichen.

BvLB Neuer Vorstand gewählt

Der neue Vorstand des BvLB: Stefan Nowatschin, Pascal Koch, Dr. Sven Mohr 
 (Vorsitzender), Yamina Ifli, Pankraz Männlein (Vorsitzender), Thomas Speck  
und Andreas Stephan Hilgenberg (von links)

© Jürgen Sendel/BvLB

Die massiven Auswirkungen internationaler 
Krisen wie dem Krieg in der Ukraine und der 
Coronapandemie auch auf die deutsche So­
zialversicherung standen am 3. und 4. Mai 
2022 in Berlin im Mittelpunkt der Sitzung des 
Bundeshauptvorstandes der Gewerkschaft 
der Sozialversicherung (GdS). 

In seinem Bericht zur Lage griff der GdS­Bun­
desvorsitzende und dbb Vize Maik Wagner 
das allgegenwärtige Wort der „Zeitenwende“ 
auf und unterstrich den Wert der Solidarität 
in diesen unsicheren Zeiten. „Solidarität mit 
den Geflüchteten aus der Ukraine bedeutet 

auch, dass sie in Deutschland Leistungen der ge­
setzlichen Sozialversicherung in Anspruch nehmen 
können“, hob Wagner hervor und ergänzte: „Auch 
persönlich setzen sich viele GdS­Kolleginnen und 
­Kollegen für Geflüchtete aus der Ukraine ein. Das 
ist ein bewundernswertes Engagement.“

Doch nicht nur akute Krisen würden die Sozialversi­
cherung vor finanzielle Herausforderungen stellen. 
Auch Folgekosten der Gesetzgebung der letzten 
Bundesregierung – gerade im Gesundheitsbereich 
– und der demografische Wandel würden immer 
stärker durchschlagen. Wagner: „Die Zeiten werden 

nicht leichter. Für den sozialen Frieden im Land ist 
es deshalb unverzichtbar, die Sozialversicherung 
auskömmlich zu finanzieren. Nur mit genug Per­
sonal, das anständig bezahlt wird, können wir die 
kommenden herausfordernden Jahre und Jahrzehn­
te bewältigen.“

Derzeit zeige sich, dass die Lohnentwicklung kaum 
mit den rasant steigenden Lebenshaltungskosten 
mithalten könne. „Umso wichtiger ist es, dass die 
Beschäftigten untereinander solidarisch sind und 
sich gewerkschaftlich organisieren. In Zeiten von 
Homeoffice und mobilem Arbeiten ist das nicht im­
mer einfach“, so Wagner. „Die Tarifverhandlungen 
in den letzten Monaten haben uns aber gezeigt: 
Wir bekommen absolut nichts geschenkt. Jede 
 Gehaltssteigerung muss hart von und für GdS­ 
Mitglieder am Tariftisch erkämpft werden.“

Gerade vor dem Hintergrund des absehbaren Kos­
tendrucks sei es essenziell, dass die Leistungen der 
Sozialversicherung sachgerecht finanziert würden, 
betonte der GdS­Chef. „Das bedeutet, dass gesamt­
gesellschaftliche Aufgaben wie die Kosten der Pan­
demie oder auch die Übernahme von Gesundheits­
kosten von ALG­II­Beziehern konsequent aus Steuer­ 
mitteln finanziert werden. Hier ist die Politik am Zug.“

GdS Solidarität in unsicheren Zeiten unverzichtbar

Maik Wagner,  
Bundesvorsitzender der GdS
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„Digitale Spuren gibt es heutzutage bei 
fast jeder Straftat. Wir fi nden sie.“

Tino Seibt
IT-Forensiker

Weitere 150 Berufsprofi le im Öff entlichen Dienst und Tino 

im Video-Interview auf: www.die-unverzichtbaren.de

Die Spitze des Niedersächsischen Beamtenbund und Tarifuni­
on (NBB) hat vor der Landespressekonferenz am 4. Mai 2022 
erneut vor den Folgen des dramatischen Personalmangels im 
öffentlichen Dienst gewarnt.

Der 1. Landesvorsitzende Alexander Zimbehl und der 2. Lan­
desvorsitzende Peter Specke wiesen eindrücklich darauf hin, 
dass bis Ende 2029 rund 45 000 Stellen aufgrund von Alters­
abgängen neu besetzt werden müssen. Vorgeschlagen wurde 
von beiden ein „Huckepack­Verfahren“: Bedienstete, die in 
 absehbarer Zeit ausscheiden, sollten gerade bei fachlich 
 anspruchsvoller Tätigkeit ihre Nachfolger – häufig Berufs­
einsteiger – rechtzeitig parallel einarbeiten. So könne ein 
 „Wissenspool“ aufgebaut werden. 

Sollte nicht schnellstens gehandelt werden, könne das ge­
wohnte Leistungsniveau für die Bürgerinnen und Bürger nicht 
aufrechterhalten werden. Specke: „Wird jetzt nicht aktiv von 
der Politik gegengesteuert, muss jeder Bürger in Niedersach­
sen damit rechnen, dass in Zukunft Monate vergehen werden, 
bis ein neuer Personalausweis oder ein Reisepass kommt.“

Der Personalmangel ziehe sich bereits jetzt durch die Bereiche 
Pflege, Bildung und Verwaltung. Zimbehl: „Nach unserer festen 

Überzeugung haben nahezu alle Landesregierungen der letzten 
Jahre und Jahrzehnte in Niedersachsen in vielen Bereichen nur 
in Legislaturperioden gedacht. Und das ist der entscheidende 
Fehler gewesen. Man muss deutlich darüber hinaus denken, 
man muss auf Jahre und Jahrzehnte denken.“ Natürlich könne 
man gewisse Krisen wie die Coronapandemie oder den Ukra­
ine­Krieg nicht voraussehen. „Trotz allem muss ich Vorsorge 
 leisten, dass ich genug Personal zur Verfügung habe, um nicht 
nur die anstehenden Aufgaben, sondern auch die zusätzlichen 
Aufgaben zu bewältigen“, stellte der NBB­Chef klar.

NBB Warnung vor dramatischem Personalmangel

Alexander Zimbehl,  
1. Vorsitzender des NBB

Dr. Peter Specke,  
2. Vorsitzende des NBB

Jürgen Böhm, Bundesvorsitzender des 
 Deutschen Realschullehrerverbands (VDR) 
und dbb Vize, hat zu einseitige Tendenzen, 
Schwerpunkte und ideologisierte Perspekti­
ven bei der Wahl der Schulbildungswege in 
Deutschland kritisiert, die zwangsläufig mit 
hohen Qualitätseinbußen einhergehen.  

„Wenn in deutschen Großstädten mehr als 
zwei Drittel der jungen Menschen nach der 
Grundschule ein Abitur und damit eine aka­
demische Ausbildung anstreben, ist das ein­
fach unrealistisch. Viele junge Menschen 
werden mit falschen Versprechen fehlgelei­

tet und müssen sich realitätsfernen Erwartungen 
unterwerfen“, sagte Böhm am 6. Mai 2022. 

Auch die in den vergangenen Jahren aus fiskali­
schen, ideologischen und demografischen Gründen 
eingeführten Gemeinschaftsschulen würden einen 
strukturellen Irrweg ohne klares inhaltliches Profil 
darstellen. Mit dem Heilsversprechen eines Abiturs 
für alle, das von den wenigsten jungen Menschen 
einer Gemeinschaftsschule wirklich erreicht oder 
nur mit qualitativen Abstrichen vergeben werde, 
würden auch hier Fehlanreize gesetzt, die im realen 
Leben nicht zum beruflichen Erfolg führten.

Böhm fordert in diesem Zusammenhang mehr Wert­
schätzung für die Realschulbildung und verweist auf 
das Erfolgsmodell Realschule als Schlüssel zur Behe­
bung des Fachkräfteproblems: „Der Realschulab­
schluss steht für hohe Bildungsqualität. Wer irgend   ­
einen sogenannten ‚mittleren Bildungsabschluss‘ 
nebenbei und im Vorbeigehen zugesprochen be­
kommt, wer keine hochwertige Abschlussprüfung am 
Ende der zehnten Jahrgangsstufe ablegen muss, der hat 
eben dieses Qualitätssiegel Realschulabschluss längst 
nicht erreicht. In Bundesländern, die an einem inhalt­
lich modern aufgestellten Realschul­Bildungskonzept 
festhalten und jegliche qualitative Aufweichung ab­
lehnen, bilden die Realschüler die Basis zur Behebung 
des Fachkräftemangels“, gibt Böhm zu bedenken. 

Der VDR­Chef plädiert für eine „Exzellenzinitiative 
Realschulbildung“ in Deutschland: „Wir brauchen 
nicht die x­te Oberstufenreform an Gymnasien und 
Gesamtschulen. Das Märchen von der Vollakade­
misierung der Gesellschaft verliert zunehmend an 
Zauber. Nutzen wir lieber die Erfahrungen und das 
bewährte, von Arbeitgebern hochgeschätzte Bil­
dungskonzept der starken Realschulen. Die Real­
schulbildung ist das Sprungbrett in eine erfolgrei­
che, anspruchsvolle berufliche Ausbildung und  
lässt alle Karrierechancen offen.“

VDR „Exzellenzinitiative Realschulbildung“ gefordert

Jürgen Böhm,  
Bundesvorsitzender des VDR
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„Digitale Spuren gibt es heutzutage bei 
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